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Richtlinien 

zur finanziellen Regelung im Bereich 

der Diakonie, insbesondere für die 

freien diakonischen Werke 

Vom 21. Dezember 1979 

Mit Zustimmung des Diakonischen Rates und des Haupt­
ausschusses der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche werden die 
zwischen den Geschäftsstellen des Diakonisdten Werkes und 
dem Nordelbischen Kirchenamt vereinbarten Richtlinien hier­

mit veröffentlicht: 

Hinsichtlich der finanziellen Aufwendungen der Nordelbi­

schen Kirche für die Diakonie ist eine mehrjährige Finanz­

planung nötig, für die eine gesamtkirchliche Finanzplanung 

die Grundlage bilden muß. Diakonie, Kirchenleitung und Nord­
elbisches Kirchenamt sollen diese Finanzplanung für die Dia­
konie in Zusammenarbeit durch klare Zielsetzungen erarbeiten 
und fortführen. Eine solche Finanzplanung muß eine gewisse 
Flexibilität gewährleisten. 

Von organisatorischen und satzungsmäßigen Gesichtspunkten 
her sind die finanziellen Zuweisungen und Zuschüsse der Nord­
elbischen Kirche für die Diakonie in drei Gruppen zu teilen: 



I. Zuwei,sungen für überregionale Aufgaben. 

1. Diakonisches Werk Stuttgart
2. ökumenische Diakonie

II. Zuweisungen für die diakonischen Werke und Verbände 
der Nordelbischen Kirche. 

1. Nordelbisches Diakonisches Werk e. V. 
2. Landesverbände der Inneren Mission e. V. 
3. Hilfswerke

TII. Zuschüsse für die freien diakonischen Werke und Ein­
richtungen. 

Zu I. 

Die Zuweisungen für überregionale Aufgaben richten sich 
nach den Umlagen bzw. Anträgen der betreffenden Stellen 
und den finanziellen Möglichkeiten im Rahmen des Gesamt­
haushaltes der NEK. 

Zu II. 

Bei den Zuweisungen für die Werke der NEK werden die 
Haushaltsanträge durch die Wirtschaftspläne der Werke im 
Rahmen der Haushaltsberatungen behandelt. 

Für die Planungen des Diakonischen Werkes ist § 18 Abs. 2 
der Satzung des Nordelbischen Diakonischen Werkes zu be­
achten: 

,,An den Planungen des Werkes, die zu erheblichen finan­
ziellen Mehrbelastungen der Nordelbischen Kirche führen, 
sind die Kirchenleitung und das Nordelbische Kirchenamt recht­
zeitig zu beteiligen." 

Für die Landesverbände und die Hilfswerke ist diese Rege­
lung sinngemäß anzuwenden. 

Zu III. 

Zuschüsse an die freien diakonischen Werke und Einrichtungen 
(Förderungsgrundsätze) 

1. Zielsetzung

Ziel der Unterstützungen dieser Einrichtungen im Bereich
der Norde!bischen Kirche ist es: 

a) die geistliche Versorgung sicherzustellen, 

b) die wirtschaftliche Selbständigkeit zu fördern (Hilfe zur 
Selbsthilfe ohne weitere, fortlaufende Zuschüsse), 

c) besonderen Notständen in diakonischen Aufgabenberei­
chen durch lnitialmaßnahmen zu begegnen.

2. Projektgebundenheit

Zuschüsse der Nordelbischen Kirche können nur für kon­
krete Projekte (in der Regel vermögensbildende Investi­
tionen) der Einrichtungen gewährt werden. Hierzu zählt
vornehmlich die geistliche Versorgung. Zuschüsse zu den
laufenden Betriebskosten sind nur in Ausnahmefällen dann
zulässig, wenn hierdurch in einem absehbaren Zeitraum
die wirtschaftliche Selbständigkeit wiederhergestellt werden 
kann. Die volle Übernahme von Investitions- und Betriebs­
kosten ist in besonderen Ausnahmefällen dann möglich, 
wenn ein freier Träger im Auftrag der Nordelbischen Kir­
che eine Aufgabe übernimmt, die anderweitig nicht finan­
ziert werden kann. 

3. Antragstellung und Vorprüfung 

a) Alle Anträge werden bei den jeweils zuständigen Ge­
schäftsstellen des NEDW gestellt. Das Nordelbi,sche 
Kirchenamt erhält u n v e r  z ü g 1 i ch von den Ge­
schäftsstellen des Nordelbischen Diakonisdi.en Werks
eine Kopie der Anträge zur Kenntnis. Die Geschäftsstel­
len des Nordelbischen Diakonischen Werks prüfen die
Anträge und legen sie mit einer Stellungnahme dem
Diakonischen Rat vor.
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b) Der Diakonische Rat faßt über die Anträge Beschluß 
und gibt diesen an das Nordelbische Kirdi.enamt weiter. 

c) Während der Vorbereitung des Haushalts der Nordelbi­
schen Kirche durch das Nordelbische Kirchenamt tritt
eine Arbeitsgruppe, bestehend aus den beiden Landes­
pastoren sowie dem Haushaltsdezernenten und dem 
Fachdezernenten oder den jeweiligen Vertretern, unter 
Hinzuziehung zuständiger Mitarbeiter zusammen, um 
diejenigen Anträge zu beraten, bei denen das Nord­
elbische Kirchenamt von der Stellungnahme des Diako­
nischen Rates abweichen will. Der Diakonische Rat 
kann ein erneutes Votum abgeben, das den beschluß­
fassenden Gremien der Nordelbischen Kirche vorzulegen 
ist. 

4. Allgemeine Regelungen 

a) Der Diakonische Rat wird eine mehrjährige Finanz­
planung aufstellen und sie jährlich fort,schreiben. Dafür 
stellt das Nordelbische Kirchenamt dem Diakonischen 
Rat die bisher eingegangenen Anträge der freien diako­
nischen Werke zur Verfügung. 

b) Diese Regelung soll, soweit möglich, bereits für das 
Haushaltsjahr 1980 gelten.

Nordelbisches Kirchenamt 

Im Auftrage: 

Dr. 5 t i 11 e r  

Az.: 4890 - 6 - W II 

Zinssatz für kirdtlidte Darlehen 

Kiel, den 12. Dezember 1979 

Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 24. 8. 
1959 (KGVBI. 5. 81) wird der Zinssatz für Darlehen, die aus 
dem kirchlichen Darlehensfonds gewährt wurden, für das 

Rechnungsjahr 1980 auf 6 '% p.a. 

festgesetzt und den Kirchengemeinden in dieser Höhe in Rech­
nung gestellt. 

Änderungen des Zinssatzes, die während des Rechnungsjah­
res 1980 bei den öffentlichen Kreditinstituten erfolgen, bleiben 
unberücksichtigt. 

Nordelbisches Kirchenamt 

Im Auftrage: 

Dr. B 1 a s c h k e 

Az.: 8100 - H I / H 3 

Finanzsatzung 
des Kirdtenkreises Altona 

vom 30. 11. 1979 

Kiel, den 13. Dezember 1979 

Die Kirchenkreissynode des Kirchenkreises Altona hat am 
30. November 1979 die Finanzsatzung des Kirchenkreises Al­
tona beschlossen. 

Die Satzung wird hiermit veröffentlicht. 

Nordelbisches Kirchenamt 

Im Auftrage: 

Dr. B l a ,s ch k e  

Az.: 84101 - Altona H I / H 2 



Finanzsatzung 

des Kirchenkreises Altona 

vom 30. 11. 1979 

§ 1

Grundsätze 

(1) Die dem Kirchenkreis Altona nach den Art. ll0-113
der Verfassung der Nordelbischen Kirche zustehenden Finanz­
mittel werden nach den Bestimmungen des Finanzgesetzes und 
dieser Satzung verteilt. 

(2) Grundlage für den Finanzausgleich im Kirchenkreis ist
der jeweilige Haushaltsbeschluß der Kirchenkreissynode. Vor 
Einsatz der Finanzzuweisungen sind in allen Finanzbereichen 
die eigenen Einnahmen (ausgenommen sind die Kollekten, 
Spenden u. a. spezielle Deckungsmittel) zur Bestreitung der 
Ausgaben heranzuziehen. 

§ 2 

Bereitstellung der Mittel für die 
Aufgaben der Kirchengemeinden 

(1) Maßstab für die Finanzzuweisungen an die Kirchenge­
meinden ist der in den Haushalts- und Stellenplänen durch 
den Kirchenkreisvorstand anerkannte Finanzbedarf (Bedarfs­
deckungsprinzip). 

(2) Der Kirchenkreisvorstand kann für bestimmte Aufgaben­
arten Regelzuweisungen beschließen, die sich an den Gemeinde­
gliederzahlen orientieren. Ausschließlich der Bedarfsdeckung 
unterliegen die Personalausgaben, die Ausgaben für die Bau­
unterhaltung, die Aufwendungen für Investitionen und die 
Zuschüsse an Einrichtungen und Arbeitskreise kirchlicher oder 
diakonischer Aufgaben. 

§ 3 

Bereitstellung der Mittel für die gemeinsamen 
Aufgaben des Kirchengemeindeverbandes 
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Der Kirchengemeindeverband Altona ist Teil der Organisa­
tionsform des Kirchenkreises. Er ist bei satzungsmäßiger Zu­
ständigkeit Träger gemeinsamer kirchlicher und diakonischer 
Aufgaben der Kirchengemeinden. Der Kirchenkreis kann dem 
Kirchengemeindeverband Aufgaben übertragen, wenn deren 
Finanzierung gesichert ist. 

§ 4

Bereitstellung der Mittel für die 

Aufgaben des Kirchenkreises 

(1) Die Kirchenkreissynode stellt den Finanzbedarf des Kir­
chenkreises durch den Haushaltsbeschluß fest. 

(2) Im Haushalt des Kirchenkreises werden auch bereit­
gestellt: 
1. die Mittel für die zentrale Zahlung der Dienstbezüge an

die Pastoren und für die Beiträge zur Sicherung der Ver­
sorgung der Pastoren und Kirchenbeamten;

2. die Pfarrvakanzkosten.

Das Nettoeinkommen des Pfarrvermögens ist der zen­
tralen Pfarrbesoldung des Kirchenkreises zuzuführen;

3. die Zuschüsse für Investitionen in den Kirchengemeinden
in Verbindung mit der Baurücklage und der Aufnahme von
Darlehen, soweit nicht örtliche Mittel zur Verfügung stehen;

4. der Kapitaldienst für die Kirchengemeinden aus nicht ren­
tierlichen Schulden;

5. die Mittel für die Bildung folgender Rücklagen:

Betrie bsmi ttelrücklage,
allgemeine Ausgleichsrücklage

und Baurücklage.

Die Höchstbeträge der Rücklagen setzt die Kirchenkreis­
synode fest. Die allgemeine Ausgleichsrücklage ist zugleich 
Härtefonds, die Baurücklage ist zugleid1 Erneuerungsrück­
lage. Die Bildung anderer Rücklagen bedarf der Beschluß­
fassung durch die Kirchenkreissynode. 

§ 5

Finanzausschuß 

(zugleich Rechnungsprüfungsausschuß) 

Zur Erfüllung der Aufgaben nach Art. 30 (2) der Verfassung 
bildet die Kirchenkreissynode aus ihrer Mitte einen Finanz­
ausschuß. Seine Amtszeit endet mit der Wahl eines neuen 
Finanzausschusses. 

Der Finanzausschuß hat 5 Mitglieder. Mitglieder des Kirchen­
kreisvorstandes dürfen ihm nicht angehören. 

Der Finanzausschuß wählt einen Vorsitzenden, einen stell­
vertretenden Vorsitzenden und einen Schriftführer. 

Der Vorsitzende des Finanzausschusses nimmt in Angelegen­
heiten der Finanzplanung und der Haushaltsplanberatung des 
Kird1enkreises an den Sitzungen des Kirchenkreisvorstandes 
mit beratender Stimme teil. 

Für die Prüfung der Jahresrechnung des Kirchenkreises kann 
der Finanzausschuß aus seiner Mitte einen Unterausschuß bil­
den und zur Prüfung der Kassenrechnung haupt- oder neben­
amtliche Prüfer heranziehen. 

§ 6 

Finanzplanung und Haushaltsprüfung 

(1) Die Kirchengemeinden und der Kirchenkreis bilden einen
Finanzverbund. 

(2) Kirchliche oder diakonische Aufgaben, die auf Dauer
Haushaltsmittel des Kirchenkreises binden, dürfen nur be­
gründet werden, wenn es die gemeinsame Finanzplanung recht­
fertigt: 

(3) Der Kirchenkreisvorstand stellt den Finanzplan bei Be­
darf auf; er kann Richtlinien für die Haushalts- und Stellen­
pläne beschließen und Anordnungen zur Sicherung des Haus­
haltsausgleichs treffen. 

(4) übertragbare Haushaltsmittel, mit Ausnahme zweckge­
bundener Einnahmen von Dritten, verfallen 

a) bei wiederkehrenden Ausgaben zwei Jahre nach ihrer Be­
willigung

b) bei einmaligen Ausgaben mit der Rechnungslegung nach 
Abschluß der Maßnahme

der Gesamtdeckung des Finanzverbundes. 

Zuschüsse des Kirchenkreises zum Haushaltsausgleich, für 
Investitionen und an Einrichtungen sind Ersatzmittel und wer­
den deshalb nur nachrangig und in Höhe des unabweisbar 
notwendigen Bedarfs geleistet. 

(5) Dem Kirchenkreisvorstand sind auf Anforderung in allen
Angelegenheiten dieser Satzung Auskünfte zu erteilen und 
Unterlagen vorzulegen. 

§ 7 

Redttsbehelfe 

Gegen Beschlüsse des Kirchenkreisvorstandes nach dieser 
Satzung ist innerhalb eines Monats nach deren Bekanntgabe 
der Einspruch möglich. Der Einspruch ist beim Kirchenkrei,s-



vorstand einzulegen. Hilft der Kirchenkreisvorstand dem Ein­
spruch nicht ab, so ist der Finanzaus,schuß um eine Stellung­
nahme zu bitten. Der Kirchenkreisvorstand beschließt dann 
innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des Einspruchs 
über die Einwendungen. Gegen den Beschluß des Kirchenkrei,s­
vorstandes kann die Kirchenkreissynode angerufen werden, die 
abschließend entscheidet. 

§ 8 

Verwaltungsauftrag 

Die mit der Durchführung dieser Satzung verbundene Sach­
bearbeitung obliegt der Geschäftsstelle des Kirchengemeinde­
verbandes. 

,§ 9 

Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am 1. Januar 1980 in Kraft. Zugleich tritt 
die Satzung vom 23. Oktober 1972 (1. Januar 1973) außer 
Kraft. 

Änderung und Ergänzung der Satzung 

des Kirchenkreises Stormarn 

Kiel, den 13. Dezember 1979 

Die Kirchenkreissynode des Kirchenkreises Stormarn hat am 
7. 11. 1979 aufgrund von Artikel 15 Abs. 2, 51 Abs. 2 Satz 2
der Verfassung der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen 
Kirche die Änderung von Teil III und aufgrund von Artikel 
112 Abs.2 und 113 Abs. 2 der Verfassung der Nordelbischen 
Evangelisch-Lutherischen Kirche .in Verbindung mit §§ 11 und 
12 des Kirchengesetzes über die Finanzverteilung in der Nord­
elbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche die Änderung und 
Ergänzung von Teil IV der Satzung vom 25. 1. 1978 (GVOBI.
1978 Seite 85), ergänzt durch Beschluß vom 1. 11. 1978 (GVOBI.
1979 Seite 94) beschlossen, die hiermit veröffentlicht wird.

Nordelbisches Kirchenamt 

Im Auftrage: 

Dr. G o e s c h e n 

Az.: 10 KK Stormarn - V III 

* 

Änderung der Satzung 

Teil III 

Genehmigungsvorbehalte für Pachtverträge 
und Mietverträge 

§ 21 

Aufgrund von Artikel 15 Abs. 2 und Artikel 51 Abs. 2 
Satz 2 der Verfassung der Nordelbischen Evangelisch-Lutheri­
schen Kirche bestimmt die Kirchenkreissynode, daß Beschlüsse 
über Pacht- und Mietverträge sowie Zuweisungen von Dienst­
wohnungen der Genehmigung durch den Kirchenkreisvorstand 
bedürfen. 

Änd<'rung und Ergänzung der Satzung 

Teil IV 

Satzung über die Finanzverteilung im Kirchenkreis 
(Finanzsatzung) 
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§ 22

Grundsatz 

Die dem Kirchenkreis Stormarn nach den §§ 6 und 7 des 
Finanzgesetzes der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kir­
che zur Deckung des Bedarfs seiner Kirchengemeinden und 
zur Deckung des eigenen Bedarfs zufließenden Schlüsselzuwei­
sungen aus dem Kirchensteueraufkommen werden in den Haus­
halt des Kirchenkreises eingestellt. Diese Mittel werden den 
Kirchengemeinden und dem Kirchenkreis nach Maßgabe des 
Finanzgesetzes der NEK und der folgenden Bestimmungen zu­
geteilt und sind in den jeweiligen Haushalten auszuweisen. 

§ 23 

Zuweisungen an die Kirchengemeinden 
(Finanzbedarf der Kirchengemeinden) 

(1) Die Kirchengemeinden erhalten eine von der Kirchen­
kreissynode jährlich festzulegende Kirchensteuerzuweisung. 

(2) Die Höhe dieser Kirchensteuerzuweisung wird wie folgt 
ermittelt: Von der dem Kirchenkreis zugewiesenen Schliissel­
zuweisung werden die Mittel für die Aufgaben de,s Kirchen­
kreises (§ 24) und die gemeinsamen Rücklagen und Sonder­
fonds (§ 26) abgesetzt. 

Der verbleibende Betrag wird den Kirchengemeinden nach 
der Anzahl der Gemeindeglieder zugewiesen. Die Anzahl der 
Gemeindeglieder der Kirchengemeinden wird gern. § 7 Ab­
satz 3 des Finanzgesetzes der NEK durch den Kirchenkreis­
vorstand festgestellt. Sie kann während eines Rechnungsjahres 
nicht geändert werden. 

(3) Kirchengemeinden mit einer Pfarrstelle und geringen 

Gemeindegliederzahlen erhalten eine Sonderzuweisung, die von 
der Kirchenkreissynode auf Vorschlag des Finanzausschusses 
und des Kirchenkreisvorstandes jährlich festgesetzt wird. 

(4) Eigene Einnahmen der Kirchengemeinden bleiben bei der 
Berechnung der Zuweisung unberücksichtigt. 

§ 24

Finanzbedarf des Kirchenkreises 

(1) Der Bedarf für die eigenen Aufgaben und Einrichtungen
des Kirchenkreises, für Rücklagen und Sonderfonds (§ 26) und 
für Aufgaben gern. Artikel 59 Buchst. d) der Verfassung, wird 
von der Kirchenkreissynode mit der Verabschiedung des Haus­
haltsplanes festgestellt und beschlossen. 

Zum Bedarf des Kirchenkreises gehören auch die gemäß 
§ 10, Teil II, den Kirchengemeindeverbänden übertragenen 
Aufgaben. Den Kirchengemeindeverbänden wird Kostenersatz
nach dem tatsächlichen Aufwand geleistet.

Die erforderlichen Mittel sind aus der Kirchensteuerzuwei­
sung an den Kirchenkreis bereitzustellen. Eigene Einnahmen 
sind anzurechnen. 

(2) Dem Bedarf des Kirchenkreises sind zuzurechnen:

Dienstbezüge der Pastoren in den Kirchengemeinden und über­
gemeindlichen Diensten des Kirchenkreises; Beiträge zur Siche­
rung der Versorgung der Pastoren und Kirchenbeamten. 

(3) Die Überschüsse aus den Erträgen des Pfarrvermögens
der Kirchengemeinden sind Finanzmittel des Kirchenkreises 
und dienen der Deckung der Dienstbezüge und der Versorgung 
der Pastoren. Diese Mittel werden im Kirchenkreishaushalt 
veranschlagt. Über die Verwendung dieser Mittel beschließt 
der Kirchenkreisvorstand im Einvernehmen mit dem Finanz­
ausschuß. 



(4) Der Kirchenkreisvorstand legt dem Finanzausschuß die

Entwürfe für die Haushalts- und Wirtschaftspläne des Kirchen­

kreises rechtzeitig vor. Der Finanzausschuß prüft die Haus­

halts- und \'Virtschaftspläne und berichtet der Kirchenkreis­

synode. 

(5) Beschlüsse des Kirchenkreisvorstandes über außer- und 
überplanrnäßige Ausgaben bedürfen der Zustimmung des Fi­

nanzausschusses. 

§ 25

Finanzplanung 

Im Interesse einer gemeinsamen Finanzplanung kann der 

Kirchenkreisvorstand im Benehmen mit dem Finanzausschuß 

a) Richtlinien für die Aufstellung der Haushaltspläne der Kir­
chengemeinden erlassen, 

b) einen nach Prioritäten abgestuften Finanzplan für Grund­

erwerb, Bauvorhaben und größere Instandsetzungen des
Kirchenkreises und der Gemeinden aufstellen.

§ 26 

Gemeinsame Rücklagen und Sonderfonds 

Für besondere Aufgaben werden beim Kirchenkreis folgende 

Rücklagen gebildet: 

a) eine Betriebsrnittelrücklage, um die rechtzeitige Leistung 

der Ausgaben zu sichern, solange die veranschlagten Ein­

nahmen noch nicht zur Verfügung stehen, 
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b) eine Ausgleichsrücklage zum Ausgleich von Schwankungen 

bei den Haushaltseinnahmen, 

c) ein Sonderfonds für Härtefälle, um Zuweisungen an die 

Kirchengemeinden gewähren zu können, die infolge beson­

derer Aufgaben und Verhältnisse mit den ihnen zur Ver­

fügung stehenden Mitteln einschließlich der eigenen Ein­
nahmen nicht auskommen,

d) ein Bauhilfefonds zur Mitfinanzierung der im § 25 Ab­

satz 1 Buchstabe b genannten Aufgaben.

§ 27 

Betriebsrnittelrücklage 

(1) Für die Betriebsrnittelrücklage soll ein Mindestbestand

von 7,5 v. H. der Zuweisungen gemäß § 6 Absatz 1 des Fi­
nanzgesetzes der NEK an den Kirchenkreis im Durchschnitt 

der letzten drei Jahre angestrebt werden, sie soll jedoch 9 v. H. 

dieses Durchschnittsbetrages nicht übersteigen. 

(2) Die Betriebsrnittelrücklage ist eine gemeinsame Rücklage

des Kirchenkreises und der Kirchengemeinden. 

(3) Der Kirchenkreisvorstand entscheidet über die Inan­

spruchnahme der Betriebsrnittelrücklage, In besonders dringen­
den Fällen kann die vorübergehende Entnahme aus der Be­

triebsrnittelrücklage durch den Haushaltsbeauftragten des Kir­

chenkreises veranlaßt werden. Dem Kirchenkreisvorstand ist 

umgehend von dieser Maßnahme zu berichten. 

( 4) Solange der Höchstbestand nicht erreicht ist, sind die 
Zinsen der Betriebsmittelrücklage zuzuführen. Nach Erreichen 

des Höchstbetrages sind die Zinsen zur Deckung des allge­

meinen Bedarfs des Kirchenkreises zu verwenden. 

§ 28 

Ausgleichsrücklage 

(1) Für die Ausgleichsrücklage soll ein Mindestbestand von
5 v. H. der Zuweisungen gemäß § 6 Absatz 1 des Finanz­
gesetzes der NEK an den Kirchenkreis im Durchschnitt der 

letzten drei Jahre angestrebt werden, sie soll jedoch 6,5 v. H. 

dieses Durchschnittsbetrages nicht übersteigen. 

(2) Die Ausgleichsrücklage ist eine gemeinsame Rücklage

des Kirchenkreises und der Kirchengemeinden. 

(3) Der Kirchenkreisvorstand entscheidet im Einvernehmen

mit dem Finanzausschuß über die Inanspruchnahme der Aus­

gleichsrücklage. 

(4) Solange der Höchstbestand nicht erreicht ist, sind die 

Zinsen der Ausgleichsrücklage zuzuführen. Nach Erreichen des 

Höchstbetrages sind die Zinsen zur Deckung des allgemeinen 

Bedarfs des Kirchenkreises zu verwenden. 

§ 29 

Sonderfonds für Härtefälle 

(1) Die Zuführungen an den Sonderfonds werden jährlich 

festgesetzt. Dabei sollen die vergangenen Haushaltsjahre so­

wie die voraussichtliche Finanzsituation angemessen berück­

sichtigt werden. 

(2) Der Kirchenkreisvorstand entscheidet im Einvernehmen

mit dem Finanzausschuß über die Inanspruchnahme des Son­

derfonds. 

§ 30 

Baubeihilfefonds 

(1) Der Baubeihilfefonds soll einen Bestand ausweisen, der es

ermöglicht, die Körperschaften des Kirchenkreises bei den ge­

planten und für notwendig anerkannten Neubauten, größeren 
Instandsetzungen an Gebäuden und Grundstüd<serwerb durch 
Zuweisungen zu unterstützen. 

(2) Die Kirchengemeinden zeigen dem Kirchenkreisvorstand

alle im Zusammenhang mit Baumaßnahmen und Grunderwerb 

stehenden Vorhaben rechtzeitig an, soweit diese Vorhaben nicht 

aus eigenen Mitteln finanziert werden können. 

(3) Der Kirchenkreisvorstand entscheidet im Einvernehmen
mit dem Finanzausschuß über die Inanspruchnahme des Bau­

beihilfefonds. Eine zumutbare Eigenbeteiligung der Kirchenge­

meinde ist Voraussetzung für die Gewährung von Finanz­

mitteln aus dem Fonds. Vor Beschlußfassung ist der Planungs­

ausschuß vorn Kirchenkreisvorstand zu hören. 

§ 31

Finanzausschuß 

(1) Der Finanzausschuß besteht aus dreizehn Mitgliedern,

von denen Pastoren und hauptamtliche Mitarbeiter nicht die 

Mehrheit bilden dürfen. Sie werden von der Kirchenkreis­
synode für die Dauer ihrer Amtszeit aus ihrer Mitte gewählt. 

Mitglieder des Kirchenkreisvorstandes sollen nicht Mitglieder 

des Finanzausschusses sein. Jeder Kirchen!<reis bczirk soll mit 
mindestens einem Mitglied vertreten sein. 

(2) Die Kirchenkreissynode wählt sechs Mitglieder zu Stell­
vertretern. Absatz 1 gilt entsprechend. Diese sind ständige 

Vertreter und werden in der Reihenfolge ihrer Wahl zu den 

Sitzungen eingeladen. 

Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der Amtszeit aus, so rückt 
der an erster Stelle stehende Vertreter der jeweiligen Gruppe 

auf. 

(3) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter werden von den 
Mitgliedern des Finanzausschusses aus ihrer Mitte gewählt. 

(4) Der Finanzausschuß wird von seinem Vorsitzenden ein­

berufen, wenn es die Aufgaben erfordern oder wenn ein Drit­
tel seiner Mitglieder oder der Kirchenkreisvorstand dieses be­

antragen. Für die Sitzungen des Finanzausschusses gelten die 
Bestimmungen der Verfassung der Nordelbischen Evangelisch­
Lutherischen Kirche über die Sitzungen der kirchlichen Körper­
schaften sinngemäß. 



(5) Der Vorsitzende des Finanzausschusses ist berechtigt,

mit beratender Stimme an den Sitzungen des Kirchenkreisvor­

standes teilzunehmen, wenn dort Finanzangelegenheiten ver­

bandelt werden. 

§ 32

Einspruchsrecht 

(1) Die Kirchengemeinden können gegen Entscheidungen des

Kirchenkreisvorstandes mit der Begründung Einspruch einle­

gen, daß sie gegen die Satzung verstoßen oder daß sie nach­

weislich von unrichtigen Voraussetzungen ausgehen und die 

Betroffenen dadurch finanziell wesentlich benachteiligt werden. 

(2) Der Einspruch ist innerhalb eines Monats nach Eingang

der Entscheidungen beim Kirchenkreisvorstand schriftlich ein­

zulegen und zu begründen. 

(3) Der Kirchenkreisvorstand hat eine Stellungnahme des

Finanzausschusses einzuholen und über den Einspruch inner­

halb von zwei Monaten zu entscheiden. Finanzausschuß und 

Kirchenkreisvorstand haben bei ihren Beratungen über den 

Einspruch Vertreter der Betroffenen zu hören. 

(4) Gegen die erneute Entscheidung des Kirchenkreisvorstan­

des ist Beschwerde bei der Kirchenkreissynode zulässig. Die 

Kirchenkreissynode entscheidet endgültig. 

§ 33

Durchführung der Verwaltungsaufgaben 

(1) Die Verwaltungsaufgaben, die sich aus den Bestimmun­

gen dieses Teiles der Satzung des Kirchenkreises Stormarn 

ergeben, werden durch die Kirchenkreisverwaltung wahrgenom­

men. 

(2) Die Kirchenkreisverwaltung steht dem Finanzausschuß

zur Beratung und zur Wahrnehmung seiner Aufgaben zur 

Verfügung. 

§ 34 

Richtlinien 

Richtlinien zur Durchführung der Finanzzuweisungen an die 

Körperschaften im Kirchenkreis können vom Kirchenkreisvor­

stand in Zusammenarbeit mit dem Finanzausschuß erlassen 

werden. 

§ 35 

Inkrafttreten 

Dieser Teil IV der Satzung des Kirchenkreises Stormarn 

tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1980 in Kraft. Gleichzeitig 

treten entgegenstehende Beschlüsse und Regelungen außer 

Kraft. 

Nordelbisches Kirchenamt 

Im Auftrage: 

Dr. G o e s c h e n 

Az.: 10 Kirchenkreis Stormarn - V III 

.. 

Bekanntmachung 

der Satzung des Kirchenkreises Stormarn 

in der Fassung der Beschlüsse 

vom 25. 1. 1978, 1. 11. 1978 und 7. 11. 1979 

Nachstehend wird die Satzung des Kirchenkreises Stormarn 

in der gegenwärtig geltenden Fassung bekanntgemacht: 
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Satzung 

des Kirchenkreises Stormarn 

Teil I 

Struktur, Umfang und Organe des 

Kirchenkreises und der Kirchenkreisbezirke 

Gemäß § 7 Absatz 2, Satz 1 und 2 des Einführungsgesetzes 

zur Verfassung der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen 

Kirche vom 12. Juni 1976 hat die Kirchenkreissynode des Kir­

chenkreises Stormarn am 25. Januar 1978 die folgende Kirchen­

kreissatzung beschlossen: 

§ 1

Der Kirchenkreis Stormarn ist ein gegliederter Kirchenkreis 

im Sinne der Artikel 46-49 der Verfassung der Nordelbischen 

Evangelisch-Lutherischen Kirche. 

§ 2 

( 1) Der Kirchenkreis Stormarn wird in vier Kirchenkreis­

bezirke gegliedert: 

(2) Die Kirchenkreisbezirke werden wie folgt abgegrenzt:

1. Bezirk Wandsbek-Rahlstedt

Ev.-Luth. Christuskirchengemeinde in Hamburg-Wandsbek

Ev.-Luth. Kreuzkirchengemeinde in Wandsbek

Ev.-Luth. Kirchengemeinde St. Stephan in Wandsbek- Gar­

tenstadt

Ev.-Luth. Emmauskirchengemeinde Hinschenfelde

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Tonndorf

Ev.-Luth. Friedenskirchengemeinde Hamburg-} enfeld

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Der gute Hirte Hamburg-Jenfeld

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Barsbiittel

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Alt-Rahlstedt

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Rahlstedt-Ost

Ev .-Luth. Trinitatiskirchengemeinde Hohenhorst

Ev.-Luth. Martinskirchengemeinde Rahlstedt

Ev.-Luth. Christophoruskirchengemeinde Großlohe

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Farmsen

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Berne

Ev.-Luth. Thomaskirchengemeinde Hamburg-Meiendorf

Ev.-Luth. Rogatekirchengemeinde Meiendorf

Ev.-Luth. Matthias-Claudius-Kirchengemeinde Rahlstedt­

Oldenfelde

Ev.-Luth. Dietrich-Bonhoeffer-Kirchengemeinde Rahlstedt

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Stapelfeld

sowie die aus ihnen künftig gebildeten Kirchengemeinden.

2. Bezirk Bramfeld-Volksdorf

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Bramfeld-Steilshoop

Ev.-Luth. Thomaskirchengemeinde Bramfeld-Hellbrook

Ev.-Luth. Simeonkirchengemeinde Bramfeld

Ev.-Luth. Osterkirchengemeinde Bramfeld

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Volksdorf

Ev.-Luth. Lukaskirchengemeinde Sasel-Süd

Ev.-Luth. Vicelinkirchengemeinde Sasel

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Wellingsbüttel

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Poppenbüttel

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Lemsahl-Mellingstedt

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Duvenstedt

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Wohldorf-Ohlstedt



i 

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Bergstedt 

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Hoisbiittel 

sowie die aus ihnen künftig gebildeten Kirchengemeinclen. 

--'· Bezirk Ahrensburg 

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Ahrensburg 

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Bargteheide 

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Eichede 

Ev .-Luth. Kirchengemeinde Großhansdorf-Schmalenbek 

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Siek 

Ev.-Luth. K,rchengemeinde Lütjensee 

[v.-Luth. Kirchengemeinde Tangstedt 

Ev.-!...uth. Kirchengemeinde Trittau 

sowie die aus ihnen künftig gebildeten Kirchengemeinden. 

"· Bezirk Reinbek-Billetal 

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Reinbek-Mitte 

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Reinbek-vVest 

Ev.-Luth. Ansgarkirchengemcinde Schöningstedt-Ohe 

Ev.-Luth. Kirch211gemeinde Neuschöningstedt 

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Wentorf 

[v.-Luth. Kirchengemeinde Glinde 

Ev.-Luth. Kreuzkirchengemeinde Schiffbek zu Hambur,7-
Bi!lstedt 

Ev.-Luth. Rimbertkirchengemeinde Nordbillstedt 

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Ojendorf 

Ev.-Luth. Kirchengemeinde Steinbek 

Ev.-Luth. Erlöserkirchengemeinde Hamburg-Lohbrügge 

Ev.-Luth. Aufersteh,m,;skirchengemeinde Hamburg-Loh­

bri.iggc 

Ev.-Lt1th. Gnadenkirchengemeinde Hamburg-Lohbrügge 

sowie die aus ihnen künftig gebildeten Kirchengemei1�den. 

(3) Die Kirchenkreisbezirke sind keine Körperschaften des 
üffentlichen Rechts. 

§ 3 

(1) Jedem Kirchenkreisbezirk wird ein Propst zugeordnet. 
Die Pröpste nchmec1 gemeinsam den leitenden geistlichen 
Dienst im Kirchenkreis wahr. 

(2) In seinem Kirchenkreisbezirk nimmt jeder Propst selb­
ständig insbesondere folgende Aufgaben wahr: Visitation, Re­
Yision, Leitung des Bezirkskonventes der Pastoren, Pfarrstel­
lenbesetzung, Einführung, Vertretungsregelung, Personalange­
legenheiten der Pastoren und Mitarbeiter. Artikel 33 Absatz 1 
und 2 der Verfassung bleibt unberührt. Die Pröpste nehmen 
auf eine einheitliche Leitung der Kirchenkreisbezirke Bedacht. 

(3) Die für den Kirchenkreis insgesamt wahrzunehmenden

Aufgaben teilen die Pröpste im Einvernehmen mit dem Kir­
chenkreisvorstand nach Sad1gebieten untereinander auf. Zu die­
sen Aufgaben gehören insbesondere: Dienste und ,,Verke, Öf­
fentlichkeitsarbeit und Information, Planung und Strukturfra­
gen sowie die Verwaltung. 

(4) Die Pröpste vertrete:1 sich gegenseitig. In der Regel ver­
tritt der Propst des Bezirkes Bramfeld-Volksdorf den Propst 
des Bezirkes Ahrensburg und umgekehrt, und der Propst des 
Bezirkes Wandsbek-Rahlstedt den Propst des Bezirkes Rein­
bek-Billetal und umgekehrt. 

§ 4 

(1) In jedem Kirchenkreisbezirk wird eine Bezirksvertretung

gebildet. 

(2) Die Bezirksvert�etur,g behandelt als Ausschuß der Kir­
chEnkreissynode Angelegenheiten, die den Kirchenkreis oder 
den Bezcrk betreffen. Sie berät den Propst in Angelegenheciten 
des Bezirkes. Sie kann Anträge an die Kirchenkreissynode und 
an den Kirchenkreisvorstand richten. 

(3) Die Bezirksvertretung besteht aus den Mit:c;liedern 1JnLi 
den stellvertretenden �1itgliedetn der Kirchenkrdssynode, die 

Glieder elner Kirchengemeinde des Bezirks sind. Der Propst 
nir.,mt an den Sitzungen der Bezirksvertretung des Bezirks, 
drm er zuzeordnet ist, mit beratender Stimme teil. 

(4) Die Bezirksverlretang wählt aus ihrer Mitte ihren Vor­
sitzenden und des[.en Stellvertreter. 

\5) Die Bezirksvertretung kann aus ihrer Mitte einen Be­
zir!<s.1ussch1.,ß bilden. Der Bezirksausschuß besteht .:ius dem 
Propst als Vorsitzenden, dem Vorsitzenden der Bezirksvertre­
tung als stellvertretenden Vorsitzenden und vier weiteren 
I',Iilgliedern. Die Zahl der nichttheologischen Mitglieder soll im 
Bezirksausschuß überwiegen. Die Mitglieder des Bezirksall5-
5Chusses unterstützen zwischen den Sitzungen der Bezirksver­
tretung den Propst bei der Erfüllung seiner Aufgaben im 
Bezirk. 

§ 5 

(1) Der Kirchenk:-eisvorstand besteht aus den vier Pröpsten
des KL·chenkreises, drei wci tc:·en Pastorc;1 oder haaptamtlichen 
lVEtarbeitern, darunter mindestens elnem Pastor und einem 
haaptamtlichen lV!itarbeitcr und acht Mitgliedern, die weder 
Pastoren noch hauptamtliche Mitarbeiter sind. 

(2) Jeder Kirchenkreisbezirk muß mindestens durch ein l'vfü­
glied im Kirche!1kreisvorsland vertreten sein. 

(3) Der Kirchenkreisvorstand wählt aus seiner ]\;litte einc:1 
Vorsitzenden t:nd dessen Stellvertreter. 

§ 6

In jedem Kirchenkreisbezirk werden gem;iB Artikel 42 Ab­
satz 1 und 2 der Verfassung ein Pastorenkonvent und ein2 
Mitarbtiterkonferenz gebildet. 

§ 7

DiE mit vVirkung vom 1. Juli 1972 als Pröpste der Propstei 
Stormarn eingeführten Pastoren bleiben bis zum Ablauf von 
10 Jahren nach ihrer Einführung in das de;·zeitige Amt als 
Pröpste des Kirchenkreises Stormarn im Amt. Sie bleiben 
ihren Bezirken zugeordnet und verantworten weiterhin die 

für den Kirche·1.1kreis insg-esan,.t wahrzunehmenden Aufgaben, 
die ihnen bisher übertrc..gen \V2iren. Die Pröpste können \Vie­
dergt:wähit \\·erden. 

§ 8

- gegenstandslos --

Teil II 

Grundsätze für Kirchengemeindeverbände 

§ 9

Die Kirchengemeindeverbände sind als Körperschaft des 
öffentlichen Rechts Teil der Organisationsform des Kirchen­
kreises Stormarn und Träger kirchlicher und diakonischer 
Arbeit für die ihnen angeschlossenen Kirchengemeinden. Sie 
dienen der Erfüllung gemeinsamer Aufgaben ihrer Mitglieds­
gemeinden nach dieser Satzung, indem sie vielfältige Arbeits­
formen kirchlichen Lebens ermöglichen und koordinieren. 



§ 10 

Der Kirchenkreis kann den Kirchengemeindeverbänden mit

deren Zustimmung Aufgaben übertragen. Das Recht des Kir­

chenkreises, die Übertragung auf ihre Zweckmäßigkeit zu über­

prüfen, bleibt uneingeschränkt. Die Kostendeckung wird durch 

die Kirchenkreissatzung zum Finanzgesetz geregelt. 

§ 11

(1) Gemeinsame Aufgaben im Sinne des Art. 51 Abs. 1 der 

Verfassung sind grundsätzlich solche, die sich die beteiligten 

Kirchengemeinden gleichlautend und unbefristet für einen 

kirchlichen oder diakonischen Zweck stellen, die durch eine 

gemeinsame Trägerschaft erfüllt werden können und deren 

Arbeitsformen den beteiligten Kirchengemeinden gleicherma­

ßen zugute kommen oder für die bestimmtes Interesse für eine 

Beteiligung besteht. 

(2) Die Satzung des Kirchengemeindeverbandes darf die Kir­

chengemeinde an andere als gemeinsame Aufgaben nicht bin­

den. Die Aufgabenbereiche müssen im einzelnen aufgeführt 

werden. Die Übertragung der Aufgaben darf die Eigenständig­

keit der beteiligten Kirchengemeinden in ihrem Wesensgehalt 

nicht beeinträchtigen. 

(3) Ohne Zustimmung der Kirchenvorstände der beteiligten

Kirchengemeinden darf der Kirchengemeindeverband weder 

einen Lastenausgleich durch Schaffung gemeinsamer Fonds 

noch die Förderung von Aufgaben vornehmen, die auf einzelne 

Kirchengemeinden beschränkt sind. Das Recht des Kirchen­

kreises zur Regelung des Finanzausgleichs für den Gesamt­

bereich des Kirchenkreises bleibt vorbehalten. 

§ 12

(1) Den Kirchengemeindeverbänden können folgende ge­

meinsame diakonische und gemeindliche Aufgaben von den 

Kirchengemeinden zur Erfüllung in eigener Verantwortung 

(Selbstverwaltungsaufgaben) belassen oder übertragen werden: 

a) Friedhöfe,

b) Freizeit- und Erholungsheime,

c) Bewirtschaftung des gemeinsamen Kapital- und Grundver­
mögens, wenn sichergestellt ist, daß die Ertragsüberschüsse

(nach Abzug der Rücklagenzuführung) den berechtigten

Verbandsgemeinden zugute kommen,

d) Ansammlung gemeinsamer Rücklagen,

e) Einrichtungen der Kinderpflege (Kindergärten, Kindertages-

stätten, Kindertagesheime, Kinderkrippen),

f) Beratungsstellen der Familienhilfe/Familienbildungsstätten,

g) Gemeindepflege- und Diakoniestationen,

h) Hauspflege (Alten- und Familienpflege),

i) Altenheime/ Altentagesstätten.

(2) Jede Änderung von Art und Umfang der Selbstverwal­

tungsaufgaben eines Kirchengemeindeverbandes bedarf der Ge­

nehmigung durch den Kirchenkreisvorstand. 

§ 13

(1) Den Kirchengemeindeverbänden können zusätzliche Auf­

gaben zur Erfüllung nach Weisung der beteiligten Kirchenge­

meinden übertragen werden (Auftragsverwaltung). 

(2) Dazu gehört die zentrale Erledigung von Verwaltungs­

aufgaben für die auftraggebenden Kirchengemeinden unter 

Wahrung ihrer nach Art. 53 Abs. 1 der Verfassung garantier­

ten Eigenständigkeit auf folgenden Gebieten: 

a) Finanzwesen,

b) Personalwesen,
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c) Liegenschaften,

d) Melde-, Kirchenbuch- und Archivwesen,

e) Bauwesen,

f) Kassenwesen.

(3) Die zur Erfüllung dieser Aufgaben erforderlichen Auf­
wendungen und Erträge sind der jeweils beteiligten Kirchen­

gemeinde nach dem Maß ihrer Beteiligung zuzuordnen. 

§ 14

Verbandsfreie Gemeinden können sich der Kirchenkreis­
kasse oder der Auftragsverwaltung durch die Kirchengemeinde­

verbände anschließen. 

§ 15

(l) Der Ausgabenbedarf des Kirchengemeindeverbandes wird

aus den eigenen Einnahmen, aus Zuweisungen seitens des Kir­

chenkreises nach § 10 und durch die Verbandsumlage gedeckt. 

Eine Umlagenordnung ist von der Verbandsvertretung zu be­

schließen. Die Haushalts- und Wirtschaftspläne der Kirchen­
gemeindeverbände sind ausgabenorientiert nach dem Kosten­

deckungsprinzip aufzustellen und auszuführen. Überschüsse 

und freie Beträge c:us übertragenen Haushaltstiteln sind im 

zweitnächsten Rechnungsjahr als Einnahme auszuweisen. 

(2) Ertragsüberschüsse aus Wirtschaftsplänen sind im Ver­

bandshaushalt für die gemeinsamen Aufgaben zu verwenden 

(z. B. zur Bildung von Zweckrücklagen) oder an die ange­

schlossenen Kirchengemeinden nach deren Gemeindeglieder­

zahl auszukehren. Die Bewirtschaftung des Kapital- und 

Grundvermögens soll nach Möglichkeit über einen Wirtschafts­

plan erfolgen. 

§ 16

(1) Die Auflösung eines Kirchengemeindeverbandes ist mög­

lich, wenn die gemeinsamen Aufgaben entfallen oder sich in 

einem Umfang verringern, der die Aufrechterhaltung des Ver­

bandes nicht mehr rechtfertigt. 

(2) Der Auflösungsbeschluß bedarf der Zustimmung von

zwei Dritteln der satzungsmäßigen Mitglieder der Verbands­

vertretung. Die Verbandsgemeinden sind rechtzeitig vorher zur 

Stellungnahme aufzufordern. Der Auflösungsbeschluß bedarf 

der Genehmigung des Kirchenkreisvorstandes. 

(3) Vor Beschlußfassung muß sichergestellt sein,

a) daß verbleibende Arbeitsformen der bisherigen gemeinsa­

men Aufgaben von den beteiligten Kirchengemeinden über­
nommen oder in andere Zuständigkeiten übergeleitet wer­

den,

b) daß die Gehälter der Beamten bis zu deren Wiederverwen­

dung, Versetzung in den Wartestand oder Ruhestand und

die Vergütungen oder Löhne der übrigen Mitarbeiter bis

zur Übernahme durch einen anderen kirchlichen Arbeitge­

ber oder bis zur Beendigung der Arbeitsverhältnisse ge­

zahlt werden können,

c) wie das Vermögen des Kirchengemeindeverbandes aufzu­

teilen ist.

Die Regelung dieser Fragen ist Bestandteil des Auflösungs­

beschlusses. 

(4) Die beteiligten Kirchengemeinden haften gemeinsam für

alle Ansprüche Dritter gegen den Kirchengemeindeverband bis 

zum Abschluß seiner Liquidation. 

(5) Die Auflösung wird mit Ablauf des auf die Genehmi­

gung des Kirchenkreisvorstandes folgenden Jahres wirksam. 



§ 17

(1) Eine Kirchengemeinde kann aus einem Kirchengemeinde­

verband ausscheiden, wenn der Umfang der Selbstverwaltungs­
aufgaben nach § 12 Abs. 1 einschneidend verändert wird. § 16 

Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden. 

(2) Die Arbeitsformen nach § 13 können einzeln oder ins­

gesamt von einer angeschlossenen Kirchengemeinde mit Jahres­

frist zum Jahresende gekündigt werden. 
(3) Eine Kirchengemeinde kann aus anderen Gründen durch

Beschluß ihres Kirchenvorstandes aus dem Kirchengemeinde­

verband ausscheiden. Der Auflösungsbeschluß muß an zwei 

nicht aufeinander folgenden Sitzungen gefaßt werden, die 
Mehrheit der Mitglieder des Kirchenvorstandes muß zustim­

men. Die Verbandsvertretung ist vorher zu hören. Der Be­

schluß bedarf der Genehmigung des Kirchenkreisvorstandes. 

Er wird mit Ablauf des auf die Genehmigung folgenden J ah­

res wirksam. § 16 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 18

Der Konvent der Dienste und Werke ist zu hören, wenn 

ein Kirchengemeindeverband errichtet, verändert oder aufge­

löst werden soll. 

§ 19

(1) Eine Kirchengemeinde kann die Minderung der Ver­

bandsumlage dann begehren, wenn für ihren Bereich nicht alle 

Arbeitsformen der gemeinsamen Aufgaben des Kirchenge­

meindeverbandes angeboten werden. 

(2) Die Umlagenordnung soll die Anpassung der Verbands­

umlage an die Leistungen des Kirchengemeindeverbandes für 

die einzelne Kirchengemeinde ermöglichen. Kommt eine Eini­

gung nicht zustande, so entscheidet der Kirchenkreisvorstand. 

§ 20

Satzungsändenmgen sind nur mit einer Zweidrittelmehrheit 

der satzungsmäßigen Mitglieder des Kirchengemeindeverban­

des möglich und bedürfen der Genehmigung durch den Kir­
chenkreisvorstand. 

Teil III 

Genehmigungsvorbehalte für 

Pachtverträge und Mietverträge 

§ 21

Aufgrund von Artikel 15 Abs. 2 und Artikel 51 Abs. 2 

Satz 2 der Verfassung der Nordelbischen Evangelisch-Lutheri­

schen Kirche bestimmt die Kirchenkreissynode, daß Beschlüsse 
über Pacht- und Mietverträge sowie Zuweisungen von Dienst­

wohnungen der Genehmigung durch den Kirchenkreisvorstand 

bedürfen. 

Teil IV 

Satzung über die Finanzverteilung im Kirchenkreis 

(Finanzsatzung) 

§ 22

Grundsatz 

Die dem Kirchenkreis Stormarn nach den §§ 6 und 7 des 

Finanzgesetzes der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kir­

che zur Deckung des Bedarfs seiner Kirchengemeinden und 

zur Deckung des eigenen Bedarfs zufließenden Schlüsselzuwei­

sungen aus dem Kirchensteueraufkommen werden in den Haus­

halt des Kirchenkreises eingestellt. Diese Mittel werden den 
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Kirchengemeinden und dem Kirchenkreis nach Maßgabe des 

Finanzgesetzes der NEK und der folgenden Bestimmungen zu­

geteilt und sind in den jeweiligen Haushalten auszuweisen. 

§ 23

Zuweisungen an die Kirchengemeinden 

(Finanzbedarf der Kirchengemeinden) 

(1) Die Kirchengemeinden erhalten eine von der Kirchen­

kreissynode jährlich festzulegende Kirchensteuerzuweisung. 

(2) Die Höhe dieser Kirchensteuerzuweisung wird wie folgt

ermittelt: Von der dem Kirchenkreis zugewiesenen Schlüssel­

zuweisung werden die Mittel für die Aufgaben des Kirchen­

kreises (§ 24) und die gemeinsamen Rücklagen und Sonder­

fonds (§ 26) abgesetzt. 

Der verbleibende Betrag wird den Kirchengemeinden nach 

der Anzahl der Gemeindeglieder zugewiesen. Die Anzahl der 

Gemeindeglieder der Kirchengemeinden wird gern. § 7 Ab­

satz 3 des Finanzgesetzes der NEK durch den Kirchenkreis­

vorstand festgestellt. Sie kann während eines Rechnungsjahres 

nicht geändert werden. 

(3) Kirchengemeinden mit einer Pfarrstelle und geringen

Gemeindegliederzahlen erhalten eine Sonderzuweisung, die von 

der Kirchenkreissynode auf Vorschlag des Finanzausschusses 

und des Kirchenkreisvorstandes jährlich festgesetzt wird. 

(4) Eigene Einnahmen der Kirchengemeinden bleiben bei der
Berechnung der Zuweisung unberücksichtigt. 

§ 24

Finanzbedarf des Kirchenkreises 

(1) Der Bedarf für die eigenen Aufgaben und Einrichtungen

des Kirchenkreises, für Rücklagen und Sonderfonds (§ 26) und 

für Aufgaben gern. Artikel 59 Buchst. d) der Verfassung, wird 

von der Kirchenkreissynode mit der Verabschiedung des Haus­

haltsplanes festgestellt und beschlossen. 

Zum Bedarf des Kirchenkreises gehören auch die gemäß 

§ 10, Teil II, den Kirchengemeindeverbänden übertragenen

Aufgaben. Den Kirchengemeindeverbänden wird Kostenersatz

nach dem tatsächlichen Aufwand geleistet.

Die erforderlichen Mittel sind aus der Kirchensteuerzuwei­

sung an den Kirchenkreis bereitzustellen. Eigene Einnahmen 

sind anzurechnen. 

(2) Dem Bedarf des Kirchenkreises sind zuzurechnen:

Dienstbezüge der Pastoren in den Kirchengemeinden und über­

gemeindlichen Diensten des Kirchenkreises; Beiträge zur Siche­

rung der Versorgung der Pastoren und Kirchenbeamten. 

(3) Die Überschüsse aus den Erträgen des Pfarrvermögens

der Kirchengemeinden sind Finanzmittel des Kirchenkreises 

und dienen der Deckung der Dienstbezüge und der Versorgung 

der Pastoren. Diese Mittel werden im Kirchenkreishaushalt 

veranschlagt. Über die Verwendung dieser Mittel beschließt 

der Kirchenkreisvorstand im Einvernehmen mit dem Finanz­

ausschuß. 

(4) Der Kirchenkreisvorstand legt dem Finanzausschuß die 

Entwürfe für die Haushalts- und Wirtschaftspläne des Kirchen­

kreises rechtzeitig vor. Der Finanzausschuß prüft die Haus­

halts- und Wirtschaftspläne und berichtet der Kirchenkreis­

synode. 

(5) Beschlüsse des Kirchenkreisvorstandes über außer- und

überplanmäßige Ausgaben bedürfen der Zustimmung des Fi­

nanzausschusses. 



§ 25

Finanzplanung 

Im Interesse einer gemeinsamen Finanzplanung kann der 
Kirchenkrei.svorstand im Benehmen mit dem Finanzausschuß 

a) Richtlinien für die Aufstellung der Haushaltspläne der Kir­
chengemeinden erlassen,

b) einen nach Prioritäten abgestuften Finanzplan für Grund­
erwerb, Bauvorhaben und größere Instandsetzungen des
Kirchenkreises und der Gemeinden aufstellen.

§ 26 

Gemeinsame Rücklagen und Sonderfonds 

Für besondere Aufgaben werden beim Kirchenkreis folgende 
Rlicklagen gebildet: 

a) eine Betriebsmittelrücklage, um die rechtzeitige Leistung
der Ausgaben zu sichern, solange die veranschlagten Ein­
nahmen noch nicht zur Verfügung stehen,

b) eine Ausgleichsrücklage zum Ausgleich von Schwankungen
bei den Haushaltseinnahmen,

c) ein Sonderfonds für Härtefälle, um Zuweisungen an die
Kirchengeme.inden gewähren zu können, die infolge beson­
derer Aufgaben und Verhältnisse mit den ihnen zur Ver­
fügung stehenden Mitteln einschließlich der eigenen Ein­
nahmen nicht auskommen,

d) ein Bauhilfefonds zur Mitfinanzierung der im § 25 Ab­
satz 1 Buchstabe b genannten Aufgaben.
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§ 27 

Betriebsmittelrücklage 

(1) für die Betriebsmittelrücklage soll ein Mindestbestand
von 7,5 v. H. der Zuweisungen gemäß § 6 Absatz 1 des Fi­
nanzgesetzes der NEK an den Kirchenkreis im Durchschnitt 
der letzten drei Jahre angestrebt werden, sie soll jedoch 9 v. H. 
dieses Durchschnittsbetrages nicht übersteigen. 

(2) Die Betriebsmittelrücklage ist eine gemeinsame Rücklage
des Kirchenkreises und der Kirchengemeinden. 

(3) Der Kirchenkreisvorstand entscheidet über die Inan­
spruchnahme der Betriebsmittelrücklage. In besonders dringen­
den Fällen kann die vorübergehende Entnahme aus der Be­
triebsmittelrücklage durch den Haushaltsbeauftragten des Kir­
chenkreises veranlaßt werden. Dem Kirchenkreisvorstand ist 
umgehend von dieser Maßnahme zu berichten. 

( 4) Solange der Höchstbestand nicht erreicht ist, sind die
Zinsen der Betriebsmittelrücklage zuzuführen. Nach Erreichen 
des Höchstbetrages sind die Zinsen zur Deckung des allge­
meinen Bedarfs des Kirchenkreises zu verwenden. 

§ 28

Ausgleichsrücklage 

(1) Für die Ausgleichsrücklage soll ein Mindestbestand von
5 v. H. der Zuweisungen gemäß § 6 Absatz 1 des Finanz­
gesetzes der NEK an den Kirchenkreis im Durchschnitt der 
letzten drei Jahre angestrebt werden, sie soll jedoch 6,5 v. H. 
dieses Durchschnittsbetrages nicht übersteigen. 

(2) Die Ausgleichsrücklage ist eine gemeinsame Rücklage
des Kirchenkreises und der Kirchengemeinden. 

(3) Der Kirchenkreisvorstand entscheidet im Einvernehmen
mit dem Finanzau,s,schuß über die Inanspruchnahme der Aus­
gleichsrücklage. 

(4) Solange der Höchstbestand nicht erreicht ist, sind die
Zinsen der Ausgleichsrücklage zuzuführen. Nach Erreichen des 
Höchstbetrages sind die Zinsen zur Deckung des allgemeinen 
Bedarfs des Kirchenkreises zu verwenden. 

§ 29

Sonderfonds für Härtefälle 

(1) Die Zuführungen an den Sonderfonds werden jährlich
festgesetzt. Dabei sollen die vergangenen Haushaltsjahre so­
wie die voraussichtliche Finanzsituation angemessen berück­
sichtigt werden. 

(2) Der Kirchenkreisvorstand entscheidet im Einvernehmen
mit dem Finanzausschuß über die Inanspruchnahme des Son­
derfonds. 

§ 30

Baubeihilfefonds 

(1) Der Baubeihilfefonds soll einen Bestand ausweisen, der es 
ermöglicht, die Körperschaften des Kirchenkreises bei den ge­
planten und für notwendig anerkannten Neubauten, größeren 
Instandsetzungen an Gebäuden und Grundstückserwerb durch 
Zuweisungen zu unterstützen. 

(2) Die Kirchengemeinden zeigen dem Kirchenkreisvorstand
alle im Zusammenhang mit Baumaßnahmen und Grunderwerb 
stehenden Vorhaben rechtzeitig an, soweit diese Vorhaben nicht 
aus eigenen Mitteln finanziert werden können. 

(3) Der Kirchenkreisvorstand entscheidet im Einvernehmen
mit dem Finanzausschuß über die Inanspruchnahme des Bau­
beihilfefonds. Eine zumutbare Eigenbeteiligung der Kirchenge­
meinde ist Voraussetzung für die Gewährung von Finanz­
mitteln aus dem Fonds. Vor Beschlußfassung ist der Planungs­
ausschuß vom Kirchenkreisvorstand zu hören. 

§ 31 

Finanzaus-schuß 

(1) Der Finanzausschuß besteht aus dreizehn Mitgliedern,
von denen Pastoren und hauptamtliche Mitarbeiter nicht die 
Mehrheit bilden dürfen. Sie werden von der Kirchenkreis­
synode für die Dauer ihrer Amtszeit aus ihrer Mitte gewählt. 
Mitglieder des Kirchenkreisvorstandes sollen nicht Mitglieder 
des Finanzausschusses sein. Jeder Kirchenkreisbezirk soll mit 
mindestens einem Mitglied vertreten sein. 

(2) Die Kirchenkreissynode wählt sechs Mitglieder zu Stell­
vertretern. Absatz 1 gilt entsprechend. Diese sind ständige 
Vertreter und werden in der Reihenfolge ihrer Wahl zu den 
Sitzungen eingeladen. 

Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der Amtszeit aus, so rückt 
der an erster Stelle stehende Vertreter der jeweiligen Gruppe 
auf. 

(3) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter werden von den 
Mitgliedern des Finanzausschusses aus ihrer Mitte gewählt. 

( 4) Der Finanzausschuß wird von seinem Vorsitzenden ein­
berufen, wenn es die Aufgaben erfordern oder wenn ein Drit­
tel seiner Mitglieder oder der Kirchenkreisvorstand dieses be­
antragen. Für die Sitzungen des Finanzausschus,ses gelten die 
Bestimmungen der Verfassung der Nordelbischen Evangelisch­
Lutherischen Kirche über die Sitzungen der kirchlichen Körper­
schaften sinngemäß. 

(5) Der Vorsitzende des Finanzausschusses ist berechtigt,
mit beratender Stimme an den Sitzungen des Kirchenkreisvor­
standes teilzunehmen, wenn dort Finanzangelegenheiten ver­
handelt werden. 

§ 32

Einspruchsrecht 

(1) Die Kirchengemeinden können gegen Entscheidungen des
Kirchenkreisvorstandes mit der Begründung Einspruch einle­
gen, daß sie gegen die Satzung verstoßen oder daß sie nach-



weislich von unrichtigen Voraussetzungen ausgehen und die 
Betroffenen dadurch finanziell wesentlich benachteiligt werden. 

(2) Der Einspruch ist innerhalb eines Monats nach Eingang
der Entscheidungen beim Kirchenkreisvorstand schriftlich ein­
zulegen und zu begründen. 

(3) Der Kirchenkreisvorstand hat eine Stellungnahme des
Finanzausschusses einzuholen und über den Einspruch inner­
halb von zwei Monaten zu entscheiden. Finanzausschuß und 
Kirchenkreisvorstand haben bei ihren Beratungen über den 
Einspruch Vertreter der Betroffenen zu hören. 

(4) Gegen die erneute Entscheidung des Kirchenkreisvorstan­
des ist Beschwerde bei der Kirchenkreissynode zulä<ssig. Die 
Kirchenkreissynode entscheidet endgültig. 

§ 33

Durchführung der Verwaltungsaufgaben 

(1) Die Verwaltungsaufgaben, die sich aus den Bestimmun­
gen dieses Teiles der Satzung des Kirchenkreises Stormarn 
ergeben, werden durch die Kirchenkre.isverwaltung wahrgenom­
men. 

(2) Die Kirchenkreisverwaltung steht dem Finanzausschuß
zur Beratung und zur Wahrnehmung seiner Aufgaben zur 
Verfügung. 

§ 34

Richtlinien 

Richtlinien zur Durchführung der Finanzzuweisungen an die 
Körperschaften im Kirchenkreis können vom Kirchenkreisvor­
stand in Zusammenarbeit mit dem Finanzausschuß erlassen 
werden. 

§ 35

Inkrafttreten 

Dieser Teil IV der Satzung des Kirchenkreises Stormarn 
tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1980 in Kraft. Gleichzeitig 
treten entgegenstehende Beschlüsse und Regelungen außer 
Kraft. 

Nordelbisches Kirchenamt 

Im Auftrage: 

Dr. G o e s c h e n 

Az.: 10 Kirchenkreis Stormarn - V III 

NEK - Mitteilungen 

Am 1. Januar 1980 wird das Gesetz- und Verordnungsblatt 
in seinem Umfang verringert. 

Das Nordelbische Kirchenamt wird ab Januar 1980 die 
,,NEK-Mitteilungen" herausgeben, die die bisherigen Rund­
schreiben ersetzen sollen, aber auch einige Veröffentlichungen 
enthalten, die bisher im Gesetz- und Verordnungsblatt ihren 
Platz fanden. 

Die „NEK-Mitteilungen" dienen der innerkirchlichen Infor­
mation und werden im wesentlichen dem Empfängerkreis des 
Gesetz- und Verordnungsblattes (kirchliche Dienststellen u. ä.) 
kostenlos zugestellt. 

Wir hoffen, daß diese Änderung hilft, die Informationsflut 
in die richtigen Bahnen zu lenken und freuen uns über Ihre 
Anregungen. 

Nordelbisches Kirchenamt 

G ö l d n e r  

11 

Urkunde 

iiber die Auflösung des Kirchengemeindeverbandes Flensburg, 

Kirchenkreis Flensburg 

Nach Beschlußfassung der Verbandsvertretung des Kirchen­
gemeindeverbandes Flensburg und der Kirchenkreissynode des 
Kirchenkreises Flensburg wird angeordnet: 

§ 1

Der Kirchengemeindev€1'band Flensburg wird aufgelöst. 

§ 2

Der Kirchenkreis Flensburg wird Gesamtrechtsnachfolger de, 
Kirchengemeindeverbandes Flensburg. 

§ 3

Die Urktmde tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1979 in Kraft. 

Kiel, den 17. Dezember 1979 

Nordelbisches Kirchenamt 

G ö l d n e r  

Az.: 10 KGV Flensburg - VI/ V 3 

Urkunde 

iiber die Aufteilung der jetzigen Kirchengemeinde 

St. Michaelis-land in zwei selbständige Kirchengemeinden 

Aufgrund der Beschlüsse des Kirchenvorstandes der Ev.-Luth. 
Kirchengemeinde St. Michaelis-Land und des Kirchenkreisvor­
standes des Kirchenkreises Schleswig wird nach vorheriger 
Unterrichtung der Gemeindeglieder und nach Anhörung der 
Gemeindeversammlung gemäß Artikel 10 der Verfassuno- der 
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche angeordnet: 

0 

§ 1

Die jetzige Ev.-Luth. Kirchengemeinde St. Michaelis-Land 
wird in ihren Grenzen vom 31. Dezember 1979 in zwei selb­
ständige Kirchengemeinden geteilt, die die Namen 

,,Ev.-Luth. Kirchengemeinde St. Michaelis Schuby" 

und 

,,Ev.-Luth. Albert-Schweitzer-Kirchengemeinde Jübek/Idstedt" 
führen. 

§ 2

Der Bereich der Ev.-Luth. Kirchengemeinde St. Michaelis 
Schuby umfaßt die Gebiete der Kommunalgemeinden Schuby, 
Lürschau und Hüsby in deren jeweiligen Grenzen. 

Der Bereich der Ev.-Luth. Albert-Schweitzer-Kirchengemeinde 
Jübek/Idstedt umfaßt die Gebiete der Kommunalgemeinden 
ldstedt und Jübek in ihren jeweiligen Grenzen und den Orts­
teil Gammellund der Kommunalgemeinde Bollingstedt in den 
Grenzen der ehemaligen selbständigen Kommunalgemeinde 
Gammellund. 

§ 3

Eine Vermögensauseinandersetzung zwischen der Ev.-Luth. 
Kirchengemeinde St. Michaelis Schuby und der Ev.-Luth. Al­
bert-Schweitzer-Kirchengemeinde Jübek/ldstedt erfolgt auf­
grund des Beschlusses des Kirchenvorstandes der Ev.-Luth. 
Kirchengemeinde St. Michaelis-Land vom 7. Juni 1979. 



§ 4

Die Urkunde tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1980 in Kraft. 

Kiel, den 17. Dezember 1979 

Nordelbisches Kirchenamt 

G ö l d n e r  

Az.: 10 St. Michaelis-Land - VI / V 3 

Abschluß von Tarifverträgen durch den Verband kirdtlidter 

und diakonischer Anstellungsträger Nordelbien 

Kiel, den 18. Dezember 1979 

Nachstehend werden die am 5. November 1979 jeweils 
gleichlautend zwischen der Deutschen Angestelltengewerkschaft, 
der Gewerkschaft Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft, der 
Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr, 
dem Verband Kirchlicher Mitarbeiter Nordelbien und dem Ver­
band kirchlicher und diakonischer Anstellungsträger Nord­
elbien abgeschlossenen Tarifverträge bekanntgemacht. 

Az.: VKDA-1 

Verband 
kirchlicher und diakonischer 

Anstellungsträger Nordelbien 

gez. F 1 o e r k e 

... 

Tarifvertrag 

zur Regelung der Grundlagen einer kirchengemäßen 

Tarifpartnerschaft 

vom 5. November 1979 

in dem Bewußtsein der Besonderheit des kirchlichen Dienstes, 
der vom Auftrag der Kirche bestimmt ist, das Wort Gottes zu 
verkündigen, Glauben zu wecken, Liebe zu üben und die Ge­
meinde zu bauen, 

in der Erkenntnis, daß die Regelung der Arbeitsverhältnisse 
zwischen der Kirche und ihrer Diakonie, unabhängig von ihrer 
Rechtsgestalt, als Dienstgeber und ihren nichtbeamteten Mit­
arbeitern zur Wahrnehmung der Fürsorgepflicht rechtsverbind­
licher Ordnungen bedarf, 

und in der Erkenntnis, daß die Kirche ihre verfassungsmäßi­
gen Rechte wahren und ihre Aufgaben ungehindert ausüben 
muß. 

§ 1

Zwischen den Tarifvertragsparteien besteht für die Dauer 
dieses Tarifvertrages eine absolute Friedenspflicht. 

§ 2 

(1) Dieser Tarifvertrag tritt am 5. November 1979 in Kraft.
(2) Er kann erstmalig zum 31. Dezember 1986 gekündigt

werden. Falls er nicht gekündigt wird, gilt er jeweils für fünf 
Jahre weiter. Die Kündigungsfrist beträgt jeweils sechs Mona­
te zum Jahresschluß. Mit der Kündigung sind zugleich alle 
sonstigen zwischen den Tarifvertragsparteien geschlossenen 
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Vereinbarungen ohne Rücksicht auf die in ihnen vereinbarten 
Fristen aufgelöst. Die Anwendung der Schlichtungsvereinba­
rung auf diesen Tarifvertrag ist ausgeschlossen. 

Protokollnotiz zu § 2 (2): 

Im Falle einer Kündigung verpflichten sich die Tarifvertrags­
parteien, im Geiste des Grundlagentarifvertrages unverzüglich 
in Verhandlungen einzutreten mit dem Ziel, neue Vereinba­
rungen abzuschließen. 

Kiel, den 5. November 1979 

U n t e r s c h r i f t e n

Sdtlidttungsvereinbarung 

vom 5. November 1979 

Für die Regelung von Streitigkeiten zwischen den Vertrags­
partnern gilt die zwischen ihnen am 5. November 1979 ge­
schlossene Schlichtungsvereinbarung. 

§ 1

Bereitschaft zur Schlichtung 

(1) Die Tarifvertragsparteien gehen von dem Gedanken aus, 
daß bei allen Kollektivstreitigkeiten die Verständigung stets 
das erstrebenswerte Ziel sein muß. 

(2) Die Tarifvertragsparteien vereinbaren daher ein Schlich­
tungsverfahren, das zur Anwendung kommen muß, wenn die 
zunächst durchgeführten freien Verhandlungen zwischen den 
Tarifvertragsparteien zu keiner Verständigung geführt haben 
oder aber eine der Tarifvertragsparteien die Aufnahme von 
Verhandlungen oder Gesprächen überhaupt ablehnt . 

(3) Zur Durchführung des Schlichtungsverfahrens wird eine
Schlichtungsstelle errichtet. 

§ 2 

Zusammensetzung der Schlichtungsstelle 

· (1) Die Schlichtungsstelle setzt sich aus einem unparteiischen
Vorsitzenden und in der ersten Schlichtungsrunde aus je zwei,
in der Schlichtung gemäß § 8 dieser Vereinbarung aus je vier
von den Tarifvertragsparteien zu benennenden Beisitzern zu­

sammen. Sie sollen zu kirchlichen Ämtern wählbar sein.

(2) Der Vorsitzende darf weder haupt-, neben- noch ehren­
amtlich im kirchlichen oder gewerkschaftlichen Dienst stehen. 

(3) Der Vorsitzende und die Beisitzer werden von Fall zu
Fall bestimmt. 

Protokollnotiz: 

Es besteht Einigkeit darüber. daß die Tarifvertragsparteien 
einvernehmlich auch mit einer geringeren als der in dieser 
Vereinbarung vorgesehenen Anzahl von Beisitzern verhandeln 
können. 

§ 3

Eintritt in die Schlichtung 

(1) Sind die Verhandlungen zwischen den Tarifvertragspar­
teien gescheitert oder verweigert eine Tarifvertragspartei die 
Aufnahme von Verhandlungen, so richtet die betreibende Tarif­
vertragspartei unter Angabe des Streitfalles, unter Benennung 
ihrer Beisitzer und unter Vorschlag eines unparteiischen Vor­
sitzenden an die andere Tarifvertragspartei die schriftliche 
Aufforderung, innerhalb einer einwöchigen Frist ihre Beisitzer 
zu benennen und zu dem Vorschlag über den Vorsitzenden 
Stellung zu nehmen. 



(2) Kommt eine Einigung über den Vorsitzenden nicht zu­

stande, so bestellt auf Antrag einer Tarifvertragspartei der 

Präsident des Landgerichts in Kiel den Vorsitzenden. 

(3) Die Verhandlung gilt als gescheitert, wenn eine Tarifver­

tragspartei dies der anderen Tarifvertragspartei gegenüber er­

klärt oder eine Tarifvertragspartei es ablehnt, weiter oder über­

haupt zu verhandeln. 

(4) Die Tarifvertragsparteien sind alsdann verpflichtet, sich

auf das Schlichtungsverfahren einzulassen. 

§ 4 

Verfahren 

(1) Die Schlichtungsstelle hat innerhalb einer Frist von drei 

Wochen nach Eingang der schriftlichen Aufforderung gemäß 

§ 3 Abs. 1 bzw. nach Eingang der Mitteilung des Präsidenten 

des Landgerichts in Kiel über den unparteiischen Vorsitzenden 

gemäß § 3 Abs. 2 zusammenzutreten. Die Tarifvertragsparteien 

können die Frist im Einzelfall im gegenseitigen Einvernehmen 

verlängern.

(2) Der Vorsitzende setzt nach Anhörung der Tarifvertrags­

parteien Ort und Zeitpunkt der Verhandlung fest. Er lädt die 

Tarifvertragsparteien zu der Verhandlung ein. Die Tarifver­

tragsparteien sind verpflichtet, die von ihnen zu stellenden 

Beisitzer zu den anberaumten Sitzungen zu laden und für ihr 

pünktliches Erscheinen zu sorgen. Sie haben binnen Wochen­

frist nach Eingang der Mitteilung über den Verhandlungs­

termin ihre Anträge, Schriftsätze und Verhandlungsunterlagen 

in zweifacher Ausfertigung bei dem Vorsitzenden einzureichen. 

(3) Der Vorsitzende leitet die Verhandlung und Beratung.

Die Verhandlungen der Schlichtungsstelle sind nicht öffentlich. 

(4) Die Schlichtungsstelle hat durch Anhörung der Tarifver­

tragsparteien die Streitpunkte und die für ihre Beurteilung 

wesentlichen Verhältnisse klarzustellen. Soweit sie es für er­

forderlich hält, kann sie Auskünfte einholen, den Tarifver­

tragsparteien die Beibringung von Unterlagen aufgeben sowie 
Auskunftspersonen und Sachverständige hören. 

§ 5

Einigung 

(1) Die Schlichtungsstelle hat in jedem Stadium des Ver­

fahrens zu versuchen, eine Einigung der Tarifvertragsparteien 

herbeizuführen. Kommt eine Einigung zustande, so ist sie in 

ihrem Wortlaut niederzuschreiben und von den Tarifvertrags­

parteien zu unterzeichnen. 

(2) Die erzielte Einigung hat die materielle Wirkung eines 

Tarifvertrages. 

§ 6

Entscheidung der Schlichtungsstelle 
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(1) Kommt eine Einigung nach § 5 Abs. 1 nicht innerhalb

von vier Wochen oder nach Ablauf einer im beiderseitigen 

Einvernehmen vereinbarten Verlängerung dieser Frist zustande, 

so entscheidet die Schlichtungsstelle mit Mehrheit. Kein Mit­

glied der Schlichtungsstelle darf sich der Stimme enthalten. 

(2) Eine Entscheidung ist auf Antrag einer Tarifvertrags­

partei auch dann zu fällen, wenn die andere Tarifvertrags­

partei trotz rechtzeitiger Ladung nicht erschienen ist oder wenn 

sie nicht verhandelt. Diese Entscheidung hat die materielle 

Wirkung eines Tarifvertrages. 

(3) Die Verhandlung ist von Amts wegen zu vertagen, ge­

gebenenfalls unter Erteilung von Auflagen an die Tarifver­

tragsparteien, wenn der Streifall noch nicht entscheidungsreif 

und eine weitere Aufklärung gemäß § 4 Abs. 4 erforderlich ist. 

(4) Der Vorsitzende verkündet im Anschluß an die Verhand­

lung nach Beratung mit den Beisitzern die schriftlich abgefaßte 

und von den Mitgliedern der Schlichtungsstelle unterzeichnete 

Entscheidung. Sie ist - versehen mit einer schriftlichen Be­

gründung - den Tarifvertragsparteien durch einen einge­

schriebenen Brief zuzustellen. 

(5) Die Tarifvertragsparteien sind verpflichtet, innerhalb 

einer Frist von einem Monat dem Vorsitzenden der Schlich­

tungsstelle durch eingeschriebenen Brief die Annahme oder 

Ablehnung der Entscheidung der Schlichtungsstelle bekanntzu­

geben. Die Frist beginnt mit der Zustellung des schriftlichen 

Entscheides der Schlichtungsstelle (Absatz 4). 

(6) Die Entscheidung der Schlichtungsstelle hat im Falle der

Annahme durch die Tarifvertragsparteien die materielle Wir­

kung eines Tarifvertrages. 

§ 7

Aussetzung des Schlichtungsverfahrens 

(1) Lehnt eine Tarifvertragspartei die Entscheidung der 

Schlichtungsstelle ganz oder teilweise ab, so gilt das Verfah­

ren für die Dauer eines Monats als ausgesetzt. Die Frist be­

ginnt mit Eingang der Erklärung gemäß § 6 Abs. 5 bei dem 
Vorsitzenden. 

(2) ,,Vährend dieser Frist sollen die Tarifvertragsparteien 

versuchen, zu einer Verständigung zu kommen. Erfolgt keine 

Verständigung, so setzt der Vorsitzende nach Ablauf der Aus­

setzungsfrist einen weiteren Verhandlungstermin an. Die 

Schlichtungsstelle ist gemäß § 2 Abs. 1 um je zwei von den 

Tarifvertragsparteien zu benennende zusätzliche Beisitzer zu 

ergänzen. Die Zusammensetzung der Schlichtungsstelle soll im 

übrigen unverändert bleiben, es sei denn, die Tarifvertrags­

parteien wünschen in beiderseitigem Einvernehmen ihre Neu-­

besetzung. Die §§ 3 bis 5 finden Anwendung. 

§ 8

Erneute Entscheidung der Schlichtungsstelle 

(1) Die Schlichtungsstelle ist an die vorangegangene Ent­

scheidung nicht gebunden. Sie soll erneut frei entscheiden. 

(2) Die Schlichtungsstelle faßt ihre Entscheidung mit zwei­

drittel Mehrheit. Im übrigen findet § 6 Abs. 1 bis 5 entspre­

chende Anwendung. 

(3) Die Entscheidung hat die materielle Wirkung eines Ta­

rifvertrages. 

§ 9

Wiederaufnahme des Verfahrens 

(1) Hat bei einer Entscheidung der Schlichtungsstelle ein 
Formfehler oder ein unrichtiger Sachverhalt vorgelegen, so 

kann jede Tarifvertragspartei binnen zwei Wochen nach Zu­

stellung der Entscheidung beim Vorsitzenden die Wiederauf­

nahme des Verfahrens beantragen. 

(2) Die Schlichtungsstelle tritt in der gleichen Besetzung zu­
sammen, in der die angefochtene Entscheidung gefällt wurde. 

Sie muß dem Antrag der Tarifvertragspartei stattgeben, wenn 

diese den unrichtigen Sachverhalt bzw. den Formfehler nach­

gewiesen hat. 

(3) Die im Wiederaufnahmeverfahren getroffene Entschei­

dung hebt die angefochtene Entscheidung auf. 

§ 10 

Kosten 

(1) Die Entschädigung der Beisitzer trägt die Tarifvertrags­

partei, die sie benannt hat; ebenso trägt jede Tarifvertrags-



partei die Kosten der von ihr benannten Auskunftspersonen 

und Sachverständigen. Die übrigen Kosten des Verfahrens 

einschließlich der Auslagen des Vorsitzenden trägt jede Tarif­

vertragspartei zLtr Hälfte. 

(2) Wurde die Schlichtungsstelle angerufen, weil eine Tarif­

vertragspartei die Aufnahme von Verhandlungen abgelehnt 
hat, so trägt diese Tarifvertragspartei alle Kosten des Ver­

fahrens allein. 

§ 11 

Inkraftheten 

(l) Diese Vereinbarung tritt mit Wirkung vom 5. November

1979 in Kraft. 

(2) Sie kann mit einer Frist vo:1 sechs Monaten zum Jahres­

schluß gekündigt werden. 

(3) Nach erfolgter Künd,gung gilt diese Vereinbarung wei­

tn bis zt:rn Abschluß einer neuen Vereinbarung. Diese Ver­

einbarung kann nicht durch Schlichtungsspruch zustande korn­

ni.en. 

Kid, den :'. November 1979 

Un t e r s chrif t en 

Tarifvertragliche Vl.'reinbarung 

iiber Regelungen in finanziellen Notlag2n 

vom 5. Novrcmber 1979 

§ 1 
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Es besteht zwischen den Tarifvertragsparteien Einvernehmen 

darüber, daß die dem Verband kirchlicher und diakonischer 

A.nstellungsträger Nordelbien angeschlossenen Körperschaften

und Einrichtungen in ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit nicht 

vergleichbar sind mit den Gebietskörperschaften des öffent­

lk'.�en Die!1stes. Es besteht ferner Einigkeit darüber, daß die 

dem Verband kirchlicher und diakonischer Anstellungsträger 

"JordelbiE"n angeschlossenen Körperschaften und Einrichtungen

zur Erfülbng ihrer Aufgaben einen hohen Personalbestand

benötip:cn, der s'e in ihren Haushalten entsprechend hoch be­

lastet. In diesem Bewußtsein und in der Erkenntnis, daß bei

er[o,der!ich werdenden Einsparungsmaßnahmen in fina!1zie!len

Notlagen die Sicherung der Arbeitsplätze grundsätzlich Vor·· 

rang genießen soll, verpflichten sich die Tarifvertragsparteien 

für den Fall, daß Einsparungsnaß,1ahrnen zur kirchengesetzlich 

geregelten Kiirzt:ng der Besoldung der Geistlichen und Kir­

chcn beamten führen, für Angestellte und Arbeiter mit dem

Zid einer entsprechende!1 Anwendung zu verhandeln. Dabei

sinrl soziale Gesichtspunkte angemessen zu berücksichtigen.

Die Tarifvertragsparteien verpflichten sich für diesen Fall zu

unverzüglichen Verhandlungen, sofern das Verfahren nach § 4 

des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes vom 9. Jnni 1979 (GVBI.

Seite 193) eingehalten worden ist. 

§ 2

(1) Diese Vereinbarung tritt mit Wirkung vom 5. November 

19'79 in Kraft. 

(2) Sie kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Jahres­

schluß gekündigt werden. 

(3) Nach erfolgter Kündigung gilt diese Vereinbarung wei­

ter bis zum Abschluß einer neuen Vereinbarung. Diese Ver­

einbarung kann nicht durch Schlichtungsspruch zustande kom­

men. 

Kiel, den 5. i\:o,ember 1979 

Un t e r sch r ift e n

Fortbildungstagung für alle Mitarbeiter in der Konfirmanden­
arbeil 

Unter dem Thema „Musik für Konfirmanden - Musik mit 

Konfirma,1den" findet vorn 29.-31. Januar 1980 eine Fortbil­

dungsveransbltung für alle Mitarbeiter im Konfirmandenun­

terricht im Studien- und Predigerseminar der NEK in Preetz 

statt. Ausgewählte Choräle und auch neue geistliche Lieder 

sollen so erschlossen werden, daß deutlich wird, wie sie in den 

Konfirmandenunterricht eingebracht und dort auch gesungen 

werden können. 

Als Referent konnte KMD J. Schwarz vorn „Haus für Got­

tesdienst und Kirchenmusik" in Hannover gewonnen werden. 

Die Leitung hat Pastor H. Reimer vorn Päd. Theo!. Institut 

Nordelbien, Arbeitsstelle Kiel. 

Die Fortbildungsveranstaltung dauert vom 29. 01. 1980, 

12.30 Uhr, bis zum 31. 01. 1980, 13 Uhr. 

Ein Teilnehmerbeitrag wird nicht erhoben. Die Teilnehmer 

tragen die Fahrkosten selbst. 

Anmeldungen werden bis s p ä t e s t e n s  zum 22. 01. 1980 

erbeten an das Päd.-Theol. Institut Nordelbien, z. Hd. Pastor 

H. Reimer, Postfach 3569, 2300 Kiel 1, Telefon 04 31 / 5 13 41. 

Nordelbisches Kirchenamt 

Im Auftrage: 

Dr. R o s e n b o o m  

Az.: 4220 - E l / E 1 

Bekanntgabe der Siegel für die Bischöfe der Nordelbischen 

Ev.-lu!h. Kirche 

Kiel, den 10. Dezember 1979 

Anstelle der bisher von den Bischöfen der Nordelbischen 

Evangelisch-Lutherischen Kirche benutzten Siegel werden nun­
mehr mit Wirkung vom 4. Dezember 1979 die nachstehenden 

Siegel geführt. 

Siegel des Bischofs für den Sprengel Hamburg 



Siegel des Bischofs für den Sprengel Holstein-Lübeck 

Siegel des Bischofs für den Sprengel Schleswig 

Az.: 0501 -- VI 

Nordelbisches Kirchenamt 

G ö l d n e r  

Bekanntgabe eines neuen Kirchensiegels 

Kiel, den 17. Dezember 1979 
Kirchenkreis Eiderstedt 

Die Umschrift des Kirchensiegels lautet: Evang.-Luth. Kir­
�henkreis Eiderstedt.

Nordelbisches Kirchenamt 

G ö l d n er 

Az.: 9153 Kird\enkreis Eiderstedt - V I / AR 1 
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Niederdeutsches Pastoralkolleg 1980 

In Verbindung mit dem Nordelbischen Kirchenamt wird vom 
,,Arbeidskrink Plattdütsch in de Kark" 

von Montag, 28. Januar, bis Mittwoch, 30. Januar 1980, 

im Haus am Schüberg, 2071 Ammersbek/Hoisbüttel, Wulfs­
dorfer Weg 33, Tel. o 40 / 6 05 06 45, ein Niederdeutsches Pa­
storalkolleg durchgeführt. 

Beginn: Montag 15 Uhr 

Ende: Mittwoch 13 Uhr (nach dem Mittagessen). 

Bei dieser Tagung geht es um die Übertragung von alttesta­
mentlichen Texten nach der Ordnung der Lesungen und Pre­
digttexte nach der „Revision 1977" ins Plattdeutsche, um die 
Planung des „Plattdütsch Sünndag 1980" und des „Presterdag 
1980" sowie um Informationen über die Arbeit von „Platt­
dütsch in de Kark". 

Referate: 

Prof. Dr. Hans-Peter Müller, Hamburg: 

,, Die Problematik einer biblischen Übersetzungssprache, darge­
stellt am 90. Psalm". 

Pastor Dieter Andresen, Steinberghaff: 

„Schuld und Vergebung in Friedrich Ernst Peters 'Baasdörper 
Krönk"'. 

Anmeldungen werden bis spätesten zum 20. Januar 1980 
erbeten bei 

Pastor Klaus Jürgen Thies, 

Westerheese 17, 

2054 Geesthacht, 

Tel. o 41 52 / 23 42. 

Es wird ein Tagungsbeitrag von 20 DM erbeten. Die Fahr­
kosten können von den Kirchengemeinden oder Kirchenkreisen 
übernommen werden. 

Az. : 30068 - E II 

Schrifttum 

Nordelbisches Kirchenamt 

Im Auftrage 

H a m m e r i c h 

Publizistischer Gesamtplan der EKD 

Im Jahre 1975 gab der Rat der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (EKD) der Kammer für publizistische Arbeit den 
Auftrag, einen Gesamtplan für sämtliche evangelische Unter­
nehmungen auf dem Gebiet der Öffentlichkeitsarbeit zu er­
stellen. Diese Aktivitäten im Zeitschriftenwesen, in der Film­
arbeit sowie in Press-e, Hörfunk und Fernsehen werden von 
den Landeskirchen oder von organisatorisch selbständigen Wer­
ken verantwortet. Für sie soll dieser Gesamtplan eine Orien­
tierungs- und Entscheidungshilfe sein. Weitere Adressaten sind 
alle evangelischen Gruppen und Institutionen, die in eigener 
Verantwortung Publizistik betreiben, also auch Gemeinden und 
Kirchenkreise. 

Das jetzt vorliegende Buch 

Evangelische Kirche in Deutschland: Publizistischer Ge­
samtplan der evangelischen Kirche in Deutschland, Gü­
tersloh (Mohn) 1979, DM 19,80, 



beginnt mit einem einführenden, theologisch-kirchlich argu­
mentierenden Teil, der den Problembereich „Kirche und Öffent­
lichkeit" auslotet. Darauf folgen - als Extrakt der Arbeit 
jener Kammer - 57 knappe „Feststellungen" und jeweils zu­
geordnete „Empfehlungen" zur publizistischen Arbeit unserer 
Kirche. Hier kann von einzelnen Problemen her oder für spe­
zielle Sektoren kirchlicher Publizistik ein Zugang zu dem 
ausführlichen dritten Teil der Studie gefunden werden. Dort 
erst wird der „Gesamtplan" aufgrund einer Analyse der Struk­
turen des Bestehenden auf 153 Seiten ausführlich dargestellt. 
Ein Anhang enthält Gutachten, Thesen und Stellungnahmen 
der EKD zur Medienpolitik seit 1974, darüber hinaus ein An­
sduiftenverzeichnis publizistischer Einrichtungen im Bereich der 
EKD. 

Az.: 9435 -T II 
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Pfarrstellenumwandlungen 

Die 2. Pfarrstelle des Kirchenkreises Lübeck für Kranken­
hausseelsorge in der St. Lukas-Krankenhausgemeinde wird in 
1. Pfarrstelle der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche für Kranken­
hausseelsorge in der Medizinischen Hochschule Lübeck umge­
wandelt (mit Wirkung vom 1. Januar 1980). 

Az.: 20 Medizinische Hochschule Lübeck (1) -P I/ P 3 

* 

Die 3. Pfarrstelle des Kirchenkreises Lübeck für Kranken­
hausseelsorge in der St. Lukas-Krankenhausgemeinde wird in 
2. Pfarrstelle der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche für Kranken­
hausseelsorge in der Medizinischen Hochschule Lübeck umge­
wandelt (mit Wirkung vom 1. Januar 1980). 

A.z.: 20 Medizinische Hochschule Lübeck (2) -P I / P 3

Stellenausschreibungen 

PfarrstEllenaussdueibungen 

In der Kirchengemeinde B e r n e im Kird1enkreis Stormarn 
- Bezirk Wandsbek-Rahlstedt - ist die 2. Pfarrstelle vakant 
und umgehend mit einem Pastor oder einer Pastorin zu be­
setzen. Die Besetzung erfolgt durch Wahl des Kirchenvor­
standes. 

Die Kirchengemeinde Berne hat zwei Pfarrstellen und um­
faßt nach einer bevorstehenden Erweiterung des Gemeinde­
gebietes etwa 5 200 Gemeindeglieder. Kirche, Gemeindehaus 
und Pastorat sind vorhanden. Berne liegt im nord-östlichen 
Stadtrand Ham.burgs 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgesduiebenen Lebens­
lauf sind zu ridüen an den Kirchenvorstand, Berner Allee 68, 
2000 Hamburg 72. Weitere Unterlagen sind ad Anforderung 
einzureichen. Auskünfte erteilen Pastor Heinemeier, Berner 
Allee 70, 2000 Hamburg 72, Tel. 0 40 / 6 44 87 39, und Propst 
Schroeder, Schloßstraße 78, 2000 Hamburg 70, Tel. O 40 / 
68 11 28. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Berne (2) - P II / P 3 

* 

In der Christ-König-Kirchengemeinde H a m  b u r g - L o k -
s t e d t im Kirchenkreis Niendorf wird die 1. Pfarrstelle va­
kant und ist zum 1. Mai 1980 mit einem Pastor oder einer 
Pastorin zu besetzen. Die Besetzung erfolgt durch VVahl des 
Kirchenvorstandes. 

Die Gemeinde hat knapp 8 000 Glieder, viele Mitarbeiter, 
Helfer, drei Pfarrstellen und eine Kirche. Die soziale Struk­
tur der Gemeinde ist sehr unterschiedlich. In unserem Ge­
meindebezirk befindet sich auch die ev. Familienbildungsstätte 
des Kirchenkreises. Der Kirchenvorstand erwartet Impulse für 
die Gemeindearbeitund den Gottesdienst, die der geistigen 
Situation unserer Zeit entsprechen. Wir wünschen uns Be­
werber, die ihren Glauben ernst nehmen. Wir sind bereit, 
auch Ungewohntes zu überdenken. Die Arbeitsbereiche können 

in gemeinsamer Absprache festgelegt werden. Eine schöne Pa­
storatswohnung steht zur Verfügung. Al!e Schularten befinden 
sich in nächster Nähe. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebens­
lauf sind zu richten an den Kirchenvorstand, Bei der Luther­
buche 36, 2000 Hamburg 54. Weitere Unterlagen sind auf An­
forderung einzureichen. Auskünfte erteilen die Pastoren Dr. 
Müsing, Bei der Lutherbuche 36, 2000 Hamburg 54, Tel. O 40 / 
56 41 61 oder 56 40 39, und Schlemmer, Stapelstraße 8 a, 2000 
Hamburg 54, Tel. 0 40 / 56 72 29, sowie Propst Mondry, Kol­
laustraße 239, 2000 Hamburg 61, Tel. O 40 / 58 38 63. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Christ-König-Kirchengemeinde Hamburg-Lokstedt (1) 
-P II/P3 

* 

In der Kirchengemeinde H e  i k e n d o r f im Kirchenkreis 
Kiel wird die 1. Pfarrstelle vakant und ist zum 1. Oktober 
1980 zu besetzen. Der gegenwärtige Pfarrstelleninhaber tritt 
zu diesem Termin in den Ruhestand. Die Besetzung erfolgt 
durch Wahl des Kirchenvorstandes. 

Die Gemeinde hat bei etwa 6 500 Gemeindegliedern zwei 
Pfarrstellen. Heikendorf ist ein beliebter Erholungsort an der 
Kieler Förde und eine bevorzugte Vorartgemeinde der Landes­
haupt;;tadt Kiel. Alle Schularten bis zum Gymnasium sind am 
Ort. Die Bevölkerung setzt sich neben alteingesessenen Ar­
beiter-, Bauern- und Fischerfamilien in der Mehrzahl aus Be­
amten, mittleren Angestellten und freiberuflich Tätigen zu­
sammen. Das kirchliche Interesse zeigt sich in gutem Gottes­
dienstbesuch sowie reger Teilnahme an der kirchlichen Grup­
penarbeit für die verschiedenen Altersstufen. Die Gemeinde 
wünscht sich einen engagierten Pastor, der auch für neuere 
Formen kirchlichen Dienstes aufgeschlossen ist. Partnerschaft­
liche Zusammenarbeit mit dem Inhaber der 2. Pfarrstelle so­
wie mit dem aktiven Kreis der Mitarbeiter wird erwartet. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebens­
lauf sind zu richten an den Kirchenvorstand, Neuheikendorfer 
Weg 4, Postfarn 26, 2305 Heikendorf. Weitere Unterlagen 
sind auf Anforderung einzureichen. Auskünfte erteilen Frau 
Dr. Engmann, Tel. 04 31 / 24 12 45, die Pastoren Förster, Tel. 



04 31 /24 12 81, und Lindemann, Tel. 04 31 / 24 12 82, sowie 

Propst Küchenmeister, Tel. 04 31 / 55 22 27. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Erscheinen 

dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Heikendorf (1) - P III / P 3 

In der Kirchengemeinde S ü d e r I ü g u m - H u m p t r u p 

im Kirchenkreis Südtondern ist die Pfarrstelle vakant und 

umgehend mit einem Pastor oder einer Pastorin zu besetzen. 

Die Besetzung erfolgt durch Wahl des Kirchenvorstandes. 

Die Kirchengemeinde Süderlügum-Humptrup/Nordfriesland 

liegt an der dänischen Grenze und umfaßt bei rund 2 700 Ge­

meindegliedern die Kirchspieldörfer Süderlügum (zentraler Ort 

mit Grund-, Haupt- und Realschule, rd. 2 000 Einwohner), 

Humptrup (rd. 700 Einwohner) und Ellhöft (rd. 100 Einwoh­

ner). Landwirte, Handwerker und Beschäftigte bei Zoll, Grenz­

schutz und Bundeswehr prägen den Charakter der Gemeinde. 
Vorhanden sind Kirchen aus dem 13. Jahrhundert in Hump­

trup und Süderlügum (Marienkirche Süderlügum kürzlich reno­

viert), ein Pastorat mit Pfarrhausteil (rd. 200 qm) und Ge­

meinderäumen (funktional ausgestattet einschl. Arbeitsgeräten) 

von 1834, jedoch renoviert und modernisiert 1975, und ein 

ev. Kindergarten (65 Kinder/ 5 Mitarbeiter). Hauptamtlich ar­
beitet ein Kirch- und Friedhofsdiener mit, nebenamtlich ein wei­

terer Kirchdiener, zwei Organisten und eine Pfarramtssekretä­

rin; ehrenamtlich sind Mitarbeiter in zwei Seniorenkreisen, in 

der Kinderarbeit und im Posaunenchortätig. Ehrenamtlich ist 

auch ein Lektor tätig. Ein Jugendwart ist gemeinsam mit den 

Gemeinden der Umgebung beschäftigt; z. Z. wird in Süderlü­

gum eine offene Jugendarbeit angeboten. Wir brauchen einen 
Pastor oder eine Pastorin, bereit zum Weiterbau an unserer Ge­

meinde und zur Arbeit mit 8 Kirchenvorstehern (Durchschnitts­
alter 41) sowie den Mitarbeitern. Neigung zur Jugendarbeit 

ist erwünscht, Mitarbeit im Religionsunterricht evtl. möglich. 
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Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebens­

lauf sind zu richten an den Kirchenvorstand, Pastorat, 2264 

Süderlügum. Weitere Unterlagen sind auf Anforderung einzu­

reichen. Auskünfte erteilen die Kirchenvorsteher, Frau Jensen, 

Tel. 0 46 63 / 4 74, Herr Hansen, Tel. 0 46 63 / 4 38, und Propst 

Henrich, Osterstraße 17, 2262 Leck, Tel. O 46 62 / 23 97. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs \'\lochen nach Erscheinen 

dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Süderlügum-Humptrup - P III / P 3 

In der Kirchengemeinde W a 11 s b ü 11 im Kirchenkreis 

Flensburg ist die Pfarrstelle vakant und umgehend mit einem 

Pastor oder einer Pastorin zu besetzen. Die Besetzung erfolgt 

durch Wahl des Kirchenvorstandes. 

Die Kirchengemeinde hat ca. 1 300 Gemeindeglieder, die in 

den Dörfern Wallsbüll und Meyn wohnen. Predigtstätte ist 

die schöne, aus dem 13. Jahrhundert stammende und 1967 re­

novierte Dorfkirche von Wallsbüll. Geräumiges Pastorat in 

ruhiger Lage mit herrlichem Park. Grund-, Haupt- und Real­

schule im benachbarten Schafflund; Gymnasien im 10 Auto­

minuten entfernten Flensburg. Bei Interesse besteht die Mög­

lichkeit zur Übernahme einer Nebenaufgabe. Gesucht wird ein 

Pastor oder eine Pastorin, der bzw. die bereit ist, zusammen 

mit haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeitern die Gemeinde­

arbeit fortzusetzen und auszubauen. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebens­

lauf sind zu richten an den Kirchenvorstand, Pastorat, 2391 
Wallsbüll. Weitere Unterlagen sind auf Anforderung einzu­

reichen. Auskünfte erteilen der Vakanzverwalter, Propst i. R. 

Diederichsen, Jürgensgaarder Straße 20, 2390 Flensburg, der 

stellvertretende Vorsitzende des Kirchenvorstandes, Herr Wei­
ner, 2391 Wallsbüll, und der stellvertretende Propst, Pastor 

Semmler, Husumer Straße 44, 2390 Flensburg. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Erscheinen 

dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Wallsbüll - P III / P 3 

Die Pfarrstelle der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche für Reli­

gionsunterricht im Nordseegymenasium in St. Peter-Ording 

mit dem Dienstsitz in St. Peter-Ording ist vakant und umge­

hend mit einem Pastor oder einer Pastorin zu besetzen. Die 

Besetzung erfolgt durch Berufung durch die Kirchenleitung 
auf Zeit. 

Das Staatliche Nordseegymnasium in St. Peter-Ording hält 

sich mit einer Schülerzahl von ca. 650 (davon 1/3 Internats­

Schüler) in überschaubarem Rahmen. Sprachliche, naturwissen­

schaftliche und musisch-sportliche Ausrichtung des Unterrichts 

stehen ausgewogen nebeneinander. Religion und Philosophie 

haben ihren festen Platz. Der Religionsunterricht ist in allen 

Stufen zu erteilen (5.-13. Klasse, schulartabhängige Orien­

tierungsstufe, Studienstufe). Einschlägige pädagogische Erfah­

rung ist erforderlich. St. Peter-Ording, nach Westerland zweit­

größtes Seebad an der schleswig-holsteinischen Westküste, ist 

ein Ort mit vielerlei Möglichkeiten und guter Wohnqualität. 

Für den Schulpastor steht ein Einfamilienhaus zur Verfügung. 

Mitarbeit in der Kirchengemeinde ist in verschiedenster Weise 

möglich, wenn der Schulpastor das wünscht. Guter Heileffekt 

des Seeklimas vor allem bei Bronchialerkrankungen. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebens­

lauf sind zu richten an die Kirchenleitung ,der Nordelbischen 

Ev.-Luth. Kirche, Dänische Straße 21-35, 2300 Kiel 1. Weitere 

Unterlagen sind auf Anforderung einzureichen. Auskünfte er­

teilen Oberkirchenrat Dr. Rosenboom, Nordelbisches Kirchen­

amt, Dänische Straße 21-35, 2300 Kiel 1, Tel. 04 31 / 99 11, 

Pastor Honecker, Deichgrafenweg 9, 2252 St. Peter--Ording, 

Tel. 0 48 63 / 20 29, Propst Wulf, Markt 4, 2256 Garding, Tel. 

0 48 62 / 82 67, und Oberstudiendirektor Werthen, Pestalozzi­

straße, Nordseegymnasium, 2252 St. Peter-Ording, Tel. o 48 63 1 

23 58. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: 29. Februar 1980. 

Az.: 20 Nordseegymnasium in St. Peter-Ording - P II / P 3 

Die 2. Pfarrstelle des Studentenpfarramtes der Nordelbischen 
Ev.-Luth. Kirche in Kiel mit dem Dienstsitz in Kiel ist um­

gehend zu besetzen. Die Besetzung erfolgt durch Berufung 

durch die Kirchenleitung auf Zeit. 

Gesucht wird ein Pastor oder eine Pastorin, der bzw. die 

bereit ist, in der aktiven Kieler Studentengemeinde mitzu­

arbeiten und den Auftrag der Kirche im Hochschulbereich wahr­
zunehmen. Bewerber bzw. Bewerberinnen sollten nach Möglich­

keit über eine psychologische oder pädagogische Zusatzaus­

bildung und über Erfahrungen im Bereich der Seelsorge, Be­

ratung und Gruppenarbeit verfügen. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebens­
lauf sind zu richten an die Kirchenleitung der Nordelbischen 



Ev.-Luth. Kirche, Dänische Straße 21-35, 2300 Kiel 1. Weitere 

Unterlagen sind auf Anforderung einzureichen. Auskünfte er­

teilen Studentenpastor Cross, ESC Kiel, Neue Universität, 

Westring 385, 2300 Kiel, Tel. 04 31 / 8 80 26 55, und Ober­

kirchenrat Prof. Dr. Waack, Nordelbisches Kirchenamt, Däni­

sche Straße 21-35, 2300 Kiel 1, Tel. 04 31 / 99 14 16 (Durch­

wahl). 

Ablauf der Bewerbungsfrist: 31. Januar 1980. 

Az.: 20 Studentenpfarramt Kiel (2) - P III / P 3 

Stellenausschreibungen 

Die Ev.-Luth. Kirchengemeinde Henstedt-Rhen sucht zum 

baldmöglichen Termin einen 

D i a k o n  o d e r  G e m e i n d e h e l f e r .

Schwerpunkt der Arbeit soll der Aufbau von Gruppen für 

Kinder und Jugendliche sowie die Sammlung und Zurüstung 

von ehrenamtlichen Mitarbeitern in unserer Gemeinde sein. 

Bei entsprechender Neigung kann auch der kirchenmusikali­

sche Dienst übernommen werden. 

Die Vergütung erfolgt nach KAT. 

Bei der Wohnungssuche ist der Kirchenvorstand behilflich. 
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Auskünfte erteilt Pastor Müller, Norderstedter Str. 22, 2359 

Henstedt-Ulzburg 3, Tel. 0 41 93 / 72 45. 

Az.: 30 Kirchengemeinde Henstedt-Rhen - E I / E 1 

Die Ev.-Luth. Thomaskirchengemeinde, Hamburg-Hausbruch, 

sucht zum baldmöglichen Termin 

e i n e/n D i a k o n/i n o d e r  G e m e i n d e h e l f e r / i n. 

Das Arbeitsgebiet umfaßt Jungschar-, Konfirmanden- und 

Jugendarbeit. 

Gesucht wird ein/e Mitarbeiter/in mit Gemeindeerfahrung. 

Die Thomasgemeinde umfaßt 8 600 Gemeindeglieder. Zu 

den Mitarbeitern gehören: 3 Pastoren, nebenamtliche Mitar­

beiter, ein Sozialarbeiter (Jugendarbeit) und die ehrenamt­

lichen Mitarbeiter. 

Bewerbungen werden erbeten an den Kirchenvorstand der 

Thomasgemeinde, Herrn Prof. G. Garweg, oder Pastor Nolte, 

Lange Striepen 5, 2104 Hamburg 92, Tel. O 40 / 7 96 37 24. 

Az.: 30 Thomaskirchengemeinde - E I / E 1 

Per sonalna eh ri eh ten 

B e s t ä t i g t: 

Mit Wirkung vom 1. Dezember 1979 die Wahl des Pastors 

Martin Z a m  e 1, z. Z. in Itzehoe, zum Pastor der Pfarr­

stelle der Dietrich-Bonhoeffer-Kirchengemeinde Itzehoe, 

Kirchenkreis Münsterdorf; 

mit Wirkung vom 1. Januar 1980 die Wahl des Pastors Bodo 

T h  i e l, bisher in Prisdorf über Pinneberg, zum Pastor 

der 1. Pfarrstelle der Dom-Gemeinde Schleswig, Kirchen­

kreis Schleswig. 

B e r u f e n: 

Mit Wirkung vom 1. Februar 1980 auf die Dauer von 8 Jahren 

der Pastor Ulrich L u d  o v i c i ,  bisher in Schwalmstadt­

Allendorf, zum Pastor der 1. Pfarrstelle der Nordelbischen 

Ev.-Luth. Kirche für Kranh,nhausseelsorge in der Medizi­

nischen Hochschule Lübeck mit dem Dienstsitz in Lübeck; 

mit Wirkung vom 1. Mai 1980 auf die Dauer von 5 Jahren 

der Pastor Dr. Hans-Werner M ü s i n g ,  bisher in Ham­

burg-Lokstedt, in das Amt eines Theologischen Referenten 

des Referates Kirchlicher Entwicklungsdienst des Nordei­

bischen Missionszentrums mit dem Dienstsitz in Hamburg. 

E i n g e f ü h r t: 

Am 11. November 1979 der Pastor Hartmut G e r  i c k e als 

Pastor in die 2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Schwar­

zenbek, Kirchenkreis Lauenburg; 

am 2. Dezember 1979 der Pastor Ernst-Bernd K I e m m  als 

Pastor in die Pfarrstelle der Kirchengemeinde Petrus-Süd 

in Kiel, Kirchenkreis Kiel; 

am 2. Dezember 1979 der Pastor Hartmut S i  p p e 1 als Pastor 

in die Pfarrstelle der Kirchengemeinde Basthorst, Kirchen­

kreis Lauenburg. 

B e a u f t r a g t :

Mit Wirkung vom 1. Januar 1980 die Pastorin Elisabeth 

S c h m i d t - B r o c k m  a n  n ,  geb. Brockmann, im Rah­

men ihres Dienstverhältnisses auf Lebenszeit zur Nord­

elbischen Ev.-Luth. Kirche zur Dienstleistung im Kirchen­

kreis Niendorf; 

mit Wirkung vom 1. Januar 1980 der Pastor Hanns S c  h o 1 z ,  

z. Z. Nordelbisches Missionszentrum, im Rahmen seines 

Dienstverhältnisses auf Lebenszeit zur Nordelbischen Ev.­

Luth. Kirche mit der Verwaltung der 1. Pfarrstelle der 

Kirchengemeinde Burg in Dithmarschen, Kirchenkreis Sü­

derdi thmarschen.
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